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des weltweiten 
BIP entfallen 
auf die EU.

Rund 70 % des gesamten Außenhandels (Exporte + Importe) werden mit den anderen 26 EU-Ländern (= Bin-
nenmarkt) erzielt. Österreichs (weltweite) Exportquote (Waren + Dienstleistungen, gemessen am BIP) stieg 
seit der EU-Mitgliedschaft im Jahr 1995 von 33,6 % auf 55,9 % und liegt damit über dem EU-Durchschnitt.

Die EU ist für Österreichs Wirtschaft ein erweiterter Heimmarkt.
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Die Beseitigung von Hindernissen hat zu einem erheb-
lichen Anstieg des Handels innerhalb der EU geführt.
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Daten & Fakten 
zum Binnenmarkt

40.000
Menschen.

Die Institutionen der Europäischen 
Union beschäftigen rund 

83
Die Menschen in Spanien werden

durchschnittlich

Jahre alt.

Sie haben die höchste Lebens erwartung 
in der EU. Der EU-Schnitt liegt bei 80 Jahren. 

80 toben durch die Europäische 
Union. Im Vergleich zur 
Gesamt bevölkerung leben 
am meisten in Irland, am 
wenigsten in Deutschland.

Millionen Kinder

17
Insgesamt leben und arbeiten rund 

In Österreich leben mehr als
in einem anderen EU-Land. 

Millionen EU-
Bürger:innen

Angehörige 
  anderer EU-Länder793.000

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt



7Europäische Bewegung Österreich

Die Institutionen der Europäischen 
Union beschäftigen rund 450

Der Binnenmarkt umfasst rund 

Millionen 
Menschen. 158

Die griechische 
Nationalhymne hat

Strophen.
Damit ist sie bei Weitem 
die längste in der EU.

36
Der Frauenanteil im EU-Parlament 
ist im Laufe der Jahre von

au
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Prozent
gestiegen.

18

550Dolmetscher:innen
übersetzen jede Sitzung des
Europaparlaments in alle 24

Amtssprachen.

4.800
Der höchste Berg in der EU ist über

Meter hoch.

Er steht an der Grenze zwischen 
Frankreich und Italien und heißt 
Mont Blanc, übersetzt „weißer Berg“.
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Zum 30. Jahrestag des EU-Binnenmarktes wird bei 
vielen Gelegenheiten der Mehrwert des freien Wa-
ren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs sowie 
der Personenfreizügigkeit hervorgehoben:  Der 
Gemeinsame Markt bringe viele Vorteile und der 
Wohlstand sei gestiegen, wird betont. Tatsächlich 
zeigt sich jedoch, dass die derzeit herrschende Bin-
nenmarktphilosophie alles andere als ein Erfolgs-
modell ist. In den letzten 15 Jahren häuften sich die 
Krisen. Für viele Menschen und Mitgliedstaaten 
sind damit Wohlstandsverluste, Arbeitslosigkeit 
und Leid verbunden. Eines zeigt sich deutlich: Der 
Binnenmarkt braucht eine neue Ausrichtung!

Viel Licht und Schatten

Für Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 
sind mit dem Binnenmarkt sowohl Vor- als auch 
Nachteile verbunden. Zu begrüßen ist, dass sich 
die Vielfalt des Dienstleistungs- und Warenan-
gebotes deutlich erhöht hat. Außerdem hat die 
Einführung des Euro das Zahlen im Urlaub in den 
Euro-Ländern vereinfacht; Telefonate und Inter-
netnutzung wurden durch die EU-Roaming-Vor-
schriften günstiger.

Aus Arbeitnehmer:innensicht positiv hervorzuhe-
ben ist, dass es in den letzten Jahrzehnten leich-
ter geworden ist, in einem anderen EU-Land be-
rufstätig zu sein. In vielen Bereichen ist jedoch 
ein Kampf um die niedrigsten Arbeitsstandards 
sowie grenzüberschreitendes Lohn- und Sozial
dumping zu beobachten. Bei der Entsendung von 
Arbeitnehmer:innen wenden einige Unternehmen 
missbräuchliche Praktiken an, die für Beschäftigte 
etwa niedrigere Löhne und Pensionsansprüche 
bedeuten. Österreich ist aufgrund des hohen 
Lohngefälles zu mehreren Nachbarländern von 
Lohn- und Sozialdumping besonders betroffen.

Das 30-Jahr-Jubiläum ist für die Arbeiterkammer ein 
Anlass, um über eine Neuausrichtung des Europäi-
schen Binnenmarktes nachzudenken. 

Binnenmarkt braucht  
eine neue Ausrichtung

AK-Präsidentin Renate Anderl ist für eine Neuausrichtung
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Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Bei Krisen fehlen die Antworten

Die Finanzkrise, die Pandemie, der Brexit, die 
Energiepreiskrise und in immer größerem Aus-
maß die Klimakatastrophe führten und führen 
zu erheblichen Verwerfungen im gemeinsamen 
Markt. Sie haben unter anderem zu Arbeitsplatz- 
und Wohlstandsverlusten geführt. Die einseitige 
Binnenmarktpolitik erschwert zudem den sozial-
ökologischen Übergang zu einer klimaneutralen 
Volkswirtschaft. 

Es ist leider auch festzuhalten, dass der EU-Bin-
nenmarkt durch die aktuell betriebene EU-Außen-
handelspolitik seit Jahrzehnten ausgehöhlt wird. 
Zahlreiche Produkte werden nur noch im Ausland 
produziert, die Abhängigkeit von Drittländern ist 
dadurch groß. Im Krisenfall fehlt ausgebildetes 
Personal, das die Produktion übernehmen könn-
te. Das heißt, auch in der Außenhandelspolitik 
muss sich etwas ändern, um für einen stabilen 
Binnenmarkt zu sorgen.

Neuausrichtung ist notwendig

Die Krisen zeigen deutlich, dass eine grundlegen-
de Neuausrichtung des Binnenmarktes nötig ist. 
Die Volkswirtschaften müssen sich vorrangig auf 
die Versorgung ihrer Bevölkerung, gute Lebensbe-
dingungen und eine Begrenzung der Klimakatast-
rophe konzentrieren. 

Grundsätzlich fi nden sich diese Ziele seit Jahren 
in den EU-Verträgen wieder: Artikel 3(3) EUV hält 
ua fest, dass Frieden, Werte und Wohlergehen der 
Völker der Europäischen Union zu fördern sind. Es 
soll für ein ausgewogenes Wirtschaftswachstum, 
Preisstabilität und eine soziale Marktwirtschaft 
gesorgt werden, welche auf Vollbeschäftigung 

und sozialen Fortschritt aufbauen und sich in ho-
hem Maße an Umweltschutz und der Verbesse-
rung der Umweltqualität orientieren.

Die Grundlagen für eine Neuausrichtung des EU-
Binnenmarktes gibt es damit bereits seit vielen 
Jahren in den EU-Verträgen, sie muss nur endlich 
umgesetzt werden! H

Autor Frank Ey ist Experte für EU-Binnenmarktpolitik in der 
Abteilung EU und Internationales in der Arbeiterkammer 
Wien. 

„ Die Grundlagen für eine Neuausrichtung gibt es bereits seit vielen 
Jahren in den EU-Verträgen, sie muss nur endlich umgesetzt werden!“

Renate Anderl, Präsidentin der Arbeiterkammer
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Die EU ist eine Erfolgsgeschichte. Allerdings 
braucht es gemeinsames Arbeiten an einer Weiter-
entwicklung, um ein wirkliches Gemeinschaftspro-
jekt zu garantieren, an dem alle Bürger:innen glei-
chermaßen teilhaben und von dem sie profi tieren 
können.

Unter Österreichs Jugend gibt es viel Zustimmung 
für die EU. Über 80 % der jungen Menschen unter-
stützen Österreichs EU-Mitgliedschaft und fühlen 
sich als Europäer:innen. Aber es gibt auch Jugend-
liche, die von der EU enttäuscht sind oder sich von 
dieser nicht vertreten fühlen. Die drängenden po-
litischen und wirtschaftlichen Probleme führen zu 
immer größer werdender Skepsis gegenüber der 
Gemeinschaft.

Die wachsende Verunsicherung und der Vertrau-
ensverlust in die EU-Institutionen sind aus un-
serer Sicht ein klarer Handlungsauftrag für die 
Weiterentwicklung der EU. Bei der Behandlung 
dieser relevanten Zukunftsfragen muss vor allem 
sichergestellt werden, dass die EU kinder- und 
jugendfreundlich gestaltet wird. Wir wollen das 
Europa, in dem wir leben, für alle greifbarer ma-
chen: Die europäische Idee ist weit mehr als eine 
Wirtschaftsunion, es ist eine politische Union, die 
das friedliche Zusammenleben der europäischen 
Bürger:innen ermöglichen soll.

Steigende Instabilität und globale Krisenherde 
verlangen nach einer EU, die weltweit mit einer 
starken, geeinten Stimme für Demokratie, Men-
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit auftritt. 

Die EU ist der weltweit größte Binnenmarkt und 
hat dementsprechende Verantwortung in der 
Gestaltung der Rahmenbedingungen. Junge Men-
schen fordern eine faire, freie und transparente 
Handelspolitik.

Seit über 70 Jahren steht die EU für Frieden und 
Sicherheit ein. Durch die Zusammenarbeit der 
Staaten in der Union und das Fundament der vier 
Grundfreiheiten wurden viele neue Möglichkeiten, 
vor allem auch für junge Bürger:innen, geschaf-
fen. Begegnungen und bereichernde Erfahrungen 
in den unterschiedlichen Mitgliedstaaten zu sam-
meln, ist z.B. durch den freien Personenverkehr 
bedeutend erleichtert worden. Auch immer mehr 
junge Menschen nutzen die Chance, in der EU au-
ßerhalb ihres Heimatlandes zu wohnen, zu lernen 
oder zu arbeiten.

Die Bundesjugendvertretung wünscht sich von der EU, 
dass diese für junge Menschen greifbar ist, um Zuge-
hörigkeitsgefühl und europäische Identität zu stärken.

Sabir Ansari wünscht sich eine EU zum Angreifen

©
 B
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Wir brauchen ein 
jugendgerechtes Europa

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Auch der Klimawandel macht keinen Halt vor nati-
onalstaatlichen Grenzen. Klimaschutz ist deshalb 
von hoher internationaler Relevanz. Maßnahmen 
zur Eindämmung des Klimawandels können nur 
global funktionieren, weshalb ein gemeinsames 
europäisches Vorgehen für unsere Regionen un-
erlässlich ist. Viele junge Menschen wünschen 
sich, dass die EU in der nachhaltigen Entwicklung 
eine Vorreiterinnenrolle einnimmt, um langfristig 
und global ein gutes Leben für alle zu ermöglichen.

EU muss greifbar werden

Um ein jugendgerechtes Europa zu realisieren, ist 
es ausschlaggebend, allen Bürger:innen gleiche 
Chancen zu bieten und Jugendliche aktiv in die 
Gestaltung der EU einzubinden. Die EU muss für 
junge Menschen greifbar und erfahrbar sein, um 
ihr Zugehörigkeitsgefühl und ihre europäische 
Identität positiv zu stärken.

Dabei ist es wichtig, Rahmenbedingungen zu 
schaff en, die auf die unterschiedlichen Bedürfnis-
se und Lebensumstände eingehen und die Grup-
pe der Kinder und Jugendlichen in ihrer Vielfalt 
erfassen, bspw. persönliche, politische, sozio-öko-
nomische Faktoren wie Migrationshintergrund, 
Geschlecht oder auch Wohnort.

Um diesen Herausforderungen gerecht zu wer-
den und die EU jugendfreundlicher zu gestalten, 
braucht es umfassende Strategien. Jugendliche 
müssen im Zentrum der Entwicklung solcher Plä-
ne und Maßnahmen stehen und vom Entwurf, 
über die Implementierung bis hin zur Evaluierung 
eingebunden sein. Dabei muss Jugendpolitik als 
Querschnittsmaterie verstanden und mit anderen 
Maßnahmen und Programmen vernetzt gedacht 
werden. H

Die Bundesjugendvertretung ist die gesetzlich 
verankerte Interessensvertretung von Kindern 
und Jugendlichen in Österreich.

Sabir Ansari ist Vorsitzender der 
Bundesjugendvertretung und setzt sich dafür 
ein, dass die Stimmen von ca. drei Millionen 
Kindern und Jugendlichen von der Politik 
stärker gehört werden. Europapolitische 
Themen beschäftigen Sabir in seinem 
Ehrenamt stark, etwa im Rahmen des EU-
Jugenddialogs. Die Bundesjugendvertretung 
koordiniert den EU-Jugenddialog in Österreich, 
einen europaweiten Beteiligungsprozess 
für junge Menschen zwischen 14 und 30 
Jahren. Der EU-Jugenddialog macht die Ideen, 
Wünsche und Meinungen junger Menschen 
zu europäischen Themen sichtbar und schaff t 
Räume für Dialog zwischen Jugendlichen und 
Entscheidungsträger:innen.

Kontakt: 
Bundesjugendvertretung

 Liechtensteinstr. 57/2, 1090 Wien
 international@bjv.at
 www.bjv.at
 @bundesjugendvertretung
 @bundesjugendvertretung
 @_BJV_

„ Viele junge Menschen wünschen sich, dass die EU in der 
nachhaltigen Entwicklung eine Vorreiterinnenrolle einnimmt, 
um langfristig und global ein gutes Leben für alle zu ermöglichen.“

Sabir Ansari, Bundesvorsitzender der BJV

19
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Vor 30 Jahren begann ein Prozess, der unser Eu-
ropa revolutionierte und für mehr Wohlstand, 
eine prosperierende Wirtschaft und eine größere 
Wahlfreiheit für die Bürgerinnen und Bürger Eu-
ropas sorgte. Der EU-Binnenmarkt hat Österreich 
zum Exportmeister gemacht und die heimische 
Wirtschaft immens gestärkt. 30 Jahre Binnen-
markt bilden ein Fundament, auf dem wir aufbau-
en können, aber uns nicht ausruhen dürfen.

Wir müssen uns stärker bewusst machen, dass 
die Zeitenwende eine Chance für den Wirtschafts- 
und Sozialstandort Europas ist. Europa wird an 
Bedeutung in der Welt verlieren, wenn wir nicht 
mehr Mut zum Gestalten und mehr Mut für Inves-
titionen haben. Vor 30 Jahren entfi elen 25 Prozent 
des globalen Wohlstandes auf Europa. 2040 wird 
der Anteil nur noch elf  Prozent betragen. Chi-
na und die USA werden vor uns und wir werden 
gleichauf mit Indien liegen. Daher benötigen wir 
mehr europäische Zusammenarbeit, Unabhängig-
keit und Handlungsfähigkeit!

Der Binnenmarkt ist der größte Wirtschaftsraum 
der Welt – obwohl er noch lange nicht fertig ge-
baut ist. In seiner Fertigstellung liegt das größte 
Wachstums- und Beschäftigungspotential. Dieses 
Potential gilt es zu heben. Denn die Europäische 
Union muss wettbewerbsfähiger und eine auto-
nome Sprecherin des Kontinents in der Welt sein. 

Made in Europe 
stärkt den Binnenmarkt
In den letzten Jahren haben wir unsere Produkti-
onsstätten oft außerhalb Europas gelegt und un-
sere Energiezufuhr von außerhalb bezogen. Made 
in Europe ist deshalb jetzt mehr denn je gefragt. 
Wir müssen dafür sorgen, dass wir für die neuen 

Der Binnenmarkt hat Österreich zum Exportmeister gemacht 
und die heimische Wirtschaft gestärkt. Das BürgerInnen Forum 
Europa sieht darin die Basis für eine erfolgreiche Zukunft.

Othmar Karas setzt auf Europa als Produktionsstandort
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30 Jahre EU-Binnenmarkt: 
Eine Erfolgsgeschichte

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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grünen Technologien Weltmarktführer sind und 
nicht wiederum Zukunftstechnologien an China 
und die USA verlieren. 

Wir dürfen jedoch nicht vergessen, dass der EU-
Binnenmarkt auch Arbeit erfordert. Wir müssen 
die Herausforderungen, die noch bestehen, ge-
meinsam angehen und an einer besseren Zukunft 
für Europa arbeiten. Die COVID-19-Pandemie hat 
gezeigt, dass wir noch mehr Zusammenarbeit 
und Solidarität benötigen, um die Vorteile des 
Binnenmarktes voll auszuschöpfen. Wir müssen 
Hindernisse beseitigen, um den freien Handel 
und Investitionen im Binnenmarkt zu gewährleis-
ten. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die 
Einrichtung einer Task Force zur Durchsetzung 
des Binnenmarktes, die sich darauf konzentriert, 
Hindernisse zu verhindern und zu beseitigen. Wir 
müssen auch den Bereich der Dienstleistungen 
vertiefen, in dem Europa immer noch hinterher-
hinkt, und die Bedürfnisse kleiner und mittelstän-
discher Unternehmen in den Mittelpunkt unserer 
Aufmerksamkeit stellen.   

Gefragt sind Zusammenarbeit 
und Solidarität   
In diesem Sinne können wir den 30. Jahrestag des 
EU-Binnenmarktes als Anlass nehmen, um uns da-
ran zu erinnern, wie wichtig es ist, dass wir uns als 
Europäerinnen und Europäer zusammenschlie-
ßen, um unsere gemeinsamen Ziele zu erreichen. 
Wir müssen auch in Zukunft unser Möglichstes 
tun, um den Binnenmarkt zu stärken und auszu-

Das BürgerInnen Forum Europa ist eine 
überparteiliche Plattform, die das europäische 
Bewusstsein in Österreich stärken will.

Othmar Karas ist Obmann und Gründer des 
überparteilichen „BürgerInnen Forum Europa“. 
Zudem ist er der Erste Vizepräsident des 
Europäischen Parlaments. Es ist seine dritte 
Amtszeit im Präsidium. 

Kontakt: 
 offi  ce@buergerforum-europa.at
 www.buergerforum-europa.at
 @bgf_europa
 @bgf.europa
 @bgf_europa

bauen. Davon profi tiert unsere Wirtschaft und 
mehr Arbeitsplätze werden geschaff en. Gleichzei-
tig müssen wir uns auf die Bewältigung der He-
rausforderungen, die vor uns liegen, konzentrie-
ren wie beispielsweise den Klimawandel und die 
Digitalisierung. Denn nur durch Zusammenarbeit 
und Solidarität können wir eine bessere Zukunft 
Europas gemeinsam gestalten. H

„ Wir müssen auch in Zukunft unser Möglichstes tun, 
um den Binnenmarkt zu stärken und auszubauen. 
Davon pro�itiert unsere Wirtschaft und mehr Arbeitsplätze 
werden geschaffen. Gleichzeitig müssen wir uns auf die Bewältigung 
der Herausforderungen, die vor uns liegen, konzentrieren 
wie beispielsweise den Klimawandel und die Digitalisierung. 
Denn nur durch Zusammenarbeit und Solidarität 
können wir eine bessere Zukunft Europas gemeinsam gestalten.“

Othmar Karas, Obmann BürgerInnen Forum Europa
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1,2 Millionen Arbeitsplätze 
in Österreich

Der internationale Handel sichert unmittelbar 
Wohlstand und Arbeitsplätze in Österreich. Über 
1,2 Millionen Jobs in Österreich werden direkt 
oder indirekt durch den Export gesichert. Das 
bedeutet Lebenschancen für viele Einzelne und 
ganze Familien. Gerade für eine off ene Volkswirt-
schaft mit starken Fachkräften und hoher Qualität 
ist der Export ein entscheidender Faktor.

1,65 Mrd. Euro aus 
Forschungs förderung

Harte Arbeit, mutige Investments und starke In-
novation zahlen sich im Binnenmarkt mehr aus 
als früher, weil sie mehr zur Geltung kommen. 
Was erwirtschaftet wird, kann uns in die Zukunft 
tragen. Dazu dient auch die EU-Forschungsför-
derung. Durch wissenschaftliche Exzellenz hat 
Österreich hier bisher stets überdurchschnittlich 
viel abgeholt. Derzeit geht es darum, auch die For-
schungs- und Innovationsmittel aus dem neuen 
Verteidigungsfonds nach Österreich zu holen.

41,5 Prozent der Umsätze 
kommen aus dem Export

Wovon wir in Österreich leben, was wir daheim 
an Kaufkraft investieren, hängt maßgeblich vom 
Export ab. Der Binnenmarkt vermehrt die Export-
chancen. Der Binnenmarkt-Anteil am Außenhan-
del Österreichs beträgt 70 Prozent.

Die Analyse von Lukas Mandl, Präsident der Eu-
ropäischen Föderalisten (EFB) und Abgeordneter 
zum Europäischen Parlament, zeigt, dass viele 
Arbeitsplätze, die Außenwirtschaft, aber auch For-
schung und Ausbildung durch den Europäischen 
Binnenmarkt begünstigt wurden. EFB-Vizeprä-
sidentin Eva Lichtenberger sieht mit dem Alpen-
transit aber auch eine der Schattenseiten des ge-
meinsamen Marktes. 

70,8 Prozent mehr Handel 
mit Südkorea

Die Außenhandelsbilanz des Binnenmarktes mit 
Südkorea ist nach dem Abschluss des Freihan-
delsabkommens stark angestiegen. Derartige Ver-
träge für freien Handel mit fairen Regeln erhöhen 
den Wohlstand und stärken die von Europa ver-
tretenen Werte weltweit. Der Freihandelsvertrag 
mit Südkorea ist der bisher erfolgreichste.

Für die Europäischen Föderalisten ist der EU-Binnenmarkt 
eine Erfolgsstory. Nach den ersten 30 Jahren gibt es eine 
Bilanz in Zahlen.

Ein europäischer Erfolg 
in Zahlen

Für EFB-Präsident Lukas Mandl und EFB-Vizepräsidentin 
Eva Lichtenberger könnte ein neuer EU-Vertrag weitere 
Impulse für das gemeinsame Europa leisten©
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136 Preise für 
heimische Lehrlinge

• 129 Einzelmedaillen
• 37 Leistungsdiplome 

„Medaillon for Excellence“
• in 16 Jahren (seit 2007)  
Der Binnenmarkt erhöht die Chancen für Lehrlin-
ge sowie Facharbeiterinnen und Facharbeiter. Nur 
in Österreich wird dank des dualen Ausbildungs-
systems so konsequent mit Exzellenz ausgebildet. 
Durch den Binnenmarkt besteht eine europa-
weite Nachfrage, die jungen Menschen und allen 
Fachkräften aus Österreich Chancen eröff net, wie 
es sie nie zuvor gab.

2,5 Millionen LKW 
am Brennerpass

Diese Zahl an Querungen im Jahr 2022 stellt mehr 
als eine Verdoppelung gegenüber den 90-er Jah-
ren dar, als der Binnenmarkt so richtig in Schwung 
kam. Die Verkehrsbelastung durch den ständig 
steigenden Transport von Waren auf dieser Stre-
cke ist enorm. Die hohe Zunahme des Warenver-
kehrs zeigt eine der Schattenseiten des Binnen-
marktes – Umwelt und Bevölkerung in den Alpen 
sind die Leidtragenden.

17 Mio. EU-Bürger:innen 
leben/arbeiten im Ausland

Viele Unionsbürger:innen nützen die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer:innen im EU-Binnenmarkt. Mit 
der schrittweisen Realisierung des Binnenmarktes 
und seiner Personenfreizügigkeit ist diese Zahl 
immer weiter gestiegen und hat vielen Menschen 
neue Chancen geboten. 

Lukas Mandl, Präsident Europäische 
Föderalistische Bewegung und Abgeordneter 
zum Europäischen Parlament
Eva Lichtenberger, Vizepräsidentin 
Europäische Föderalistische Bewegung und 
Abgeordnete zum Europäischen Parlament a.D.

Europäische Föderalistische 
Bewegung Österreich (EFB)
Die EFB wurde 1946 als überparteiliche 
Organisation gegründet und steht für ein 
demokratisches, vereintes und föderales 
Europa.

Kontakt: 
 1020 Wien, Lassingleithnerplatz 2/3,
 EFB-Bundesbüro: +43 5 99 50
 offi  ce@efb.at
 @efb_austria
 @Foederalisten

Ausblick

Aktuell treibt die Europäische Union zwei neue 
Initiativen voran: die Kapitalmarktunion und den 
digitalen Binnenmarkt. Weitere Impulse könnte 
ein neuer EU-Vertrag setzen. Die Umsetzung eines 
solchen neuen Vertrages ist eine der Kernpositio-
nen der Europäischen Föderalisten. H

„ Die Analyse zeigt, dass viele Arbeitsplätze, die Außenwirtschaft, 
aber auch Forschung und Entwicklung durch den Europäischen 
Binnenmarkt begünstigt wurden.“

Lukas Mandl, Präsident Europäische Föderalistische Bewegung
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Sie teilen sehr persönliche Er-
innerungen an die Anfänge des 
Binnenmarktes. Können Sie 
uns mehr darüber berichten?
Franz Nauschnigg: Als wir An-
fang 1985 in Wien 25 Jahre Euro-
päische Freihandelsassoziation 
(EFTA) feierten, nahm der kurz 
zuvor bestellte EU-Kommissi-
onspräsident und Architekt des 
Binnenmarktes, Jacques Delors, 
ebenfalls an den Feierlichkeiten 
teil. Während die älteren Beam-
ten des Handelsministeriums 
die wichtigen EFTA-Handelsmi-
nister betreuten, durfte ich als 
junger Beamter Jacques Delors 
betreuen. Delors schilderte bei 
unseren Terminen seinen da-
mals neuen Plan für einen EU-
Binnenmarkt bis 1992. Er wollte 
damit die Eurosklerose über-
winden und im Wettbewerb mit 

tungen für eine Erhöhung der 
Wettbewerbsfähigkeit einge-
setzt werden konnte. 

Hat der Binnenmarkt die Er-
wartungen erfüllt? 
Das Binnenmarktprogramm 
war sehr erfolgreich und die 
EU gewann dadurch enorm an 
Bedeutung. Einige Jahre später 
hätte wahrscheinlich der Minis-
ter selbst Delors betreut und 
nicht der jüngste Beamte. 

Wie haben die EFTA-Länder 
auf den Binnenmarkt reagiert? 
Die EFTA-Länder wollten am 
Binnenmarkt und dessen Vor-
teilen teilhaben. Es kam in 
der Folge zu Verhandlungen 
über einen Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR). Dieser 
erlaubte die Teilnahme am 
Binnenmarkt, allerdings keine 
gleichberechtigte Mitwirkung 
an dessen Weiterentwicklung. 
Die meisten EFTA-Länder stell-
ten daher EU-Beitrittsansuchen 
– darunter Österreich, Finnland, 
Schweden, Norwegen und auch 
die Schweiz. Österreich, Finn-
land und Schweden traten 1995 
der EU und damit dem Binnen-
markt bei. Der norwegische 
EU-Beitritt scheiterte an einer 
negativen Volksabstimmung, 
ebenso erging es der Schweiz, 
welche dadurch schon an der 
EWR-Teilnahme scheiterte. 

den USA und Japan – mit ihren 
großen Binnenmärkten – eine 
bessere Ausgangsposition für 
die EU-Mitgliedstaaten schaff en. 

Weshalb war der Binnen-
markt für Jacques Delors so 
wichtig? 
Delors sah voraus, dass die 
Kapitalverkehrsliberalisierung 
Probleme für die fi xen Wech-
selkurse im Europäischen Wäh-
rungssystem (EWS) bringen 
würde. Spekulativen Attacken 
würde dadurch ein Spielfeld 
geboten. Mit dem Binnenmarkt 
wollte Delors den Druck in Rich-
tung einer Stärkung des EWS 
und des ECU (European Cur-
rency Unit), dem Vorläufer des 
Euro, und in weiterer Folge ei-
ner gemeinsamen Währung er-
höhen – nach dem Motto: One 
Market – One Money. 

Delors war aber auch an der 
österreichischen Politik in-
teressiert. Was erregte seine 
Aufmerksamkeit? 
Delors interessierte an Öster-
reich insbesondere die Sozial-
partnerschaft und die Hartwäh-
rungspolitik. Hier vor allem, wie 
es gelang, durch eine koordi-
nierte Lohnpolitik der Sozial-
partner die Wettbewerbsfähig-
keit aufrecht zu erhalten. Dies, 
da der Wechselkurs fi xiert und 
daher nicht mehr durch Abwer-

Franz Nauschnigg über die Anfänge des 
Binnenmarktes: Eurosklerose überwinden
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Der Binnenmarkt hat zu einer wesentlichen Vertiefung 
der EU-Integration und zur EFTA-Erweiterung geführt, 
erzählt ELEC-Generalsekretär Franz Nauschnigg.

EU ist durch Binnenmarkt 
international attraktiver

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Hatte die Nichtteilnahme am 
Binnenmarkt negative Aus-
wirkungen auf die Schweiz? 
Ja, diese waren sogar deut-
lich sichtbar. Während in den 
1980er Jahren Österreich und 
die Schweiz als EFTA-Mitglieder 
noch eine ähnliche Wachstum-
sperformance aufwiesen, stag-
nierte die Schweiz ab der nega-
tiven EWR-Volksabstimmung. 
Österreichs Wirtschaft wuchs 
wesentlich schneller als die der 
Schweiz. Erst als es der Schweiz 
gelang, über bilaterale Abkom-
men am Binnenmarkt teilzu-
nehmen, kehrte das Wachstum 
der Schweizer Wirtschaft Ende 
der 1990er Jahre zurück. 

Wie entwickelt sich die Wirt-
schaft in Großbritannien nach 
dem EU-Austritt? 
Nach dem BREXIT und dem 
Ausscheiden aus dem EU-Bin-
nenmarkt fi el auch Großbritan-
nien im Wachstum gegenüber 
der EU zurück, vor allem da die 
Exporte in die EU einbrachen 
und nicht anderswo kompen-
siert werden konnten. 

Welche Themen stehen im 
Binnenmarkt aktuell auf der 
Tagesordnung? 
In letzter Zeit haben industrie-
politische Maßnahmen wieder 
an Bedeutung gewonnen. Chi-
na betreibt schon lange Indus-

triepolitik – zuletzt mit dem 
Made in China 2025 Programm. 
Damit ist es China gelungen, 
die einst führende deutsche 
Solarindustrie zu zerstören und 
selbst Weltmarktführer in die-
sem zentralen Bereich zu wer-
den. Auch der US Infl ation Re-
duction Act im Jahre 2022 hatte 
nicht Infl ationssenkung als Ziel, 
sondern Industriepolitik. Die 
EU stellt mit ihrer Recovery and 
Resilience Facility, bei der über 
ein Drittel der Mittel für grüne 
Investitionen reserviert sind, 
beträchtliche Mittel in diesem 
Bereich zur Verfügung. Im Feb-
ruar 2023 hat die EU-Kommis-
sion den „Green Deal Industri-
al Plan (GDIP)“ vorgeschlagen, 
mit dem die grünen Industrien 
in der EU zusätzlich gefördert 
werden sollen. 

Wie sieht es mit der öster-
reichischen Industriepolitik 
aus? 
Österreich hat mit einer zielge-
richteten Industriepolitik gute 
Erfahrungen gemacht. In den 
1980er Jahren war ich im Ös-
terreichischen Handelsminis-
terium in die Entwicklung der 
heimischen Automobilcluster 
involviert und später wurde ein 
kleiner Solarcluster rund um St. 
Veit in Kärnten entwickelt. Auch 
die Ansiedlung der Chipindust-
rie war sehr erfolgreich. H

„ Österreichs Wirtschaft wuchs wesentlich schneller als die der Schweiz. 
Erst als es der Schweiz gelang, über bilaterale Abkommen 
am Binnenmarkt teilzunehmen, kehrte das Wachstum 
der Schweizer Wirtschaft Ende der 1990er Jahre zurück.“

Franz Nauschnigg, Generalsekretär von ELEC Österreich

Europäische Liga 
für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (ELEC)
ist ein internationaler 
Verband, der Analysen 
zu europäischen 
Wirtschaftsthemen erstellt 
und beratenden Status 
beim Europarat und in der 
Wirtschaftskommission 
für Europa der Vereinten 
Nationen hat. 

Franz Nauschnigg ist 
Generalsekretär von ELEC 
Österreich und Vizepräsident 
von ELEC International. Am 
Beginn seiner Karriere war er 
Beamter im Österreichischen 
Handelsministerium. 
Anschließend war er viele 
Jahre Leiter der Abteilung 
für Internationales 
und europäische 
Angelegenheiten in 
der Oesterreichischen 
Nationalbank.

Kontakt: 
 Franz.Nauschnigg@
smpfund.eu

VERSION 2
(mit  Punkten zwischen den Buchstaben)
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Diesem Sog an positiver Energie und gespann-
tem Warten auf die – endlich eintretende – Re-
alisierung des großen Meilensteins konnte sich 
niemand entziehen. Delors Kampagne hatte es 
geschaff t, das Erreichte, Angestrebte und die Visi-
on des Gemeinsamen Marktes derart gut zu insze-
nieren, dass man sich dieser nicht verschließen 
konnte. Aufbruch, Zuversicht und auch Stolz war 
die vorherrschende Stimmung in Europa. Die Fer-
tigstellung des Binnenmarktes hat die Menschen 
damals bewegt, 1992 war in aller Munde und man 
„brannte“ für Europa.

Europa braucht Emotionen

30 Jahre später können wir von Aufbruchs-
stimmung, Begeisterung und Bewegung nicht 
viel spüren. Die Ziele Europas sind für ihre 
Bürger:innen nur mehr schwer greifbar und 
undurchsichtig. Europa wird heute als zerstrit-
ten, uneinheitlich und so kontrovers wie büro-
kratisch empfunden. Natürlich sind Frieden, 
Wohlstand und Freiheit weiter die Highlights 
des europäischen Gedankens, die heute wich-
tiger denn je erscheinen. Aber begeistern sie 
noch? Und wenn ja: Machen wir die Europäische 
Union dafür verantwortlich? Oder haben wir 
uns an diese Attribute so gewöhnt, dass wir ih-
ren Ursprung nicht mehr kennen? Einmal mehr 
müssen wir erkennen, dass vieles in der Kom-
munikation der europäischen Errungenschaften 
vernachlässigt wurde. 

Europa ist ein Prozess, der ge- und erlernt werden 
muss – und das am besten von frühester Jugend 
an. Europa muss einerseits in das Grundverständ-
nis von Lebens- und Wirtschaftszusammenhän-
gen einfl ießen und darf andererseits nicht als 
Selbstverständlichkeit verwahrlosen.

„On ne tombe pas amoureux d‘un marché unique.” 
Mit dieser Aussage hat Jacques Delors 1989 eine 
unglaubliche Euphorie und Begeisterung ent-
facht und die Idee des vereinten Europas belebt 
und greifbar gemacht. Der große Europäer hatte 
damals gewusst, dass die Fertigstellung des Bin-
nenmarktes mit 1992 niemandem, außer vielleicht 
jenen Kundigen und Hardlinern unter den europä-
ischen Bürger:innen, mehr als nur Anerkennung 
des Abschlusses eines Kernprojektes der Integra-
tion entlocken wird. Zu weit weg vom täglichen Er-
leben, zu abstrakt sind die vier Freiheiten, als dass 
sie bei den Menschen des Kontinents wirklich eine 
positive, erfreute oder gar emotionale Regung ver-
ursachen. Also wurde diese Fertigstellung mit ei-
nem Datum, dem 31.12.1992, versehen, durch ein 
Weißbuch mit den fehlenden 300 Maßnahmen er-
gänzt und vor allem einer unglaublichen PR-Kam-
pagne geschmückt und promotet.

Das Europäische Jugendforum Neumarkt (EYFON) 
wünscht sich wieder mehr Begeisterung für Europa 
und den gemeinsamen Markt.

Die Europaburg in Neumarkt ist Treff punkt für junge Europäer:innen
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 Europa ist Dialog und 
braucht Begeisterung

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Europa ist Erleben, ist Lernen, ist Spüren eines 
Lebensgefühls, um das man sich aber auch be-
mühen muss – durch konsequente wie konstante 
Auseinandersetzung. Europa ist Dialog, ist kriti-
sche Wahrnehmung, ist Erfahrung und muss Be-
geisterung sein.

Das Europäische Jugendforum Neumarkt möchte 
mit der Europaburg und seinen vielen verschie-
denen Formaten die nächste Generation der 
Europäer:innen ansprechen und dieser über den 
Weg des Erlebens ein Stück unseres europäischen 
Lebens bewusst machen. Dies in der Hoff nung 
und Zuversicht, dass die nächste Generation wie-
der jenes „Feuer“, jenen Aufbruch und auch ver-
dienten Stolz für ihren Kontinent empfi ndet.

Für das 2018 als Stiftung gegründete EYFON 
ist bei den Mehrtagesseminaren für junge 
Europäer:innen der Aspekt des Miteinanders, der 
Solidarität, der Gemeinsamkeit und der Identität 
das zentrale Anliegen. Das Vertrautwerden mit 
den europäischen Ideen und Werten, das Ent-
wickeln europäischer Perspektiven, das Finden 
eines Leitbildes und das Engagement für Europa 
sowie die Identifi zierung mit Europa sind die Ziele 
auf dem Weg der EYFONISTAS. H Das Europäische Jugendforum Neumarkt 

(EYFON) organisiert und veranstaltet seit 
2018 auf der Europaburg Neumarkt Seminare, 
Jugendbegegnungen und Online-Aktivitäten für 
junge Menschen aus ganz Europa

Claudia Weyringer ist Mitarbeiterin bei EYFON 
und zuständig für Sonderprojekte. 

Kontakt: 
 offi  ce@eyfon.at 
 www.eyfon.at 
 @EYFON
 @eyfon_at

„ Eine wettbewerbs- und widerstandsfähige Europäische Union 
ist stetig weiterzuentwickeln. Das ,Wie‘ diskutieren unsere 
EYFONISTAS gerade in Zeiten großer Herausforderungen 
auf der Europaburg in Neumarkt.“

Christian Buchmann, Geschäftsführer des Europäischen Jugendforum Neumarkt

„ EYFON hat uns bewusst gemacht, dass 
wir Teil einer größeren Gemein schaft 
sind, ohne Grenzen und Reisepässe, 
die über die EU hinausgeht und alle 
Nationen Europas miteinschließt.“

EYFONISTA über die EYFON PeaceDays 2022

Junge Menschen teilen ihre Begeisterung für Europa
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Die Liste der Vorteile ist lang, 
zu den wichtigsten zählen:
1. Durch den Wegfall der Binnengrenzen 

haben nicht nur wir in Österreich, sondern 
auch die anderen Mitgliedstaaten ein hohes 
Wirtschaftswachstum erzielen können. 
Außerdem ist das tägliche Leben der 
Bürger:innen und Unternehmen in vielen 
Bereichen wesentlich einfacher geworden.

2. Österreich als kleine und off ene 
Volkswirtschaft profi tiert(e) besonders vom 
Binnenmarkt und vor allem auch vom Beitritt 
der mittel- und osteuropäischen Staaten.

 3. Österreich ist Direktinvestor – vor allem in 
den mittel- und osteuropäischen Staaten.

 4. Die COVID-19 Pandemie und Russlands Angriff  
auf die Ukraine haben uns auch gezeigt, wie 
fragil der EU-Binnenmarkt sein kann, und dass 
nationale Alleingänge ihn gefährden können.

 5. Die Folgen eines österreichischen EU-Austritts 
wären wirtschaftliche Isolation und der Wegfall 
des Mitbestimmungsrechtes auf EU-Ebene.

 6. Der Binnenmarkt ist einer der Eckpfeiler der 
europäischen Integration.

 7. Der Binnenmarkt hat Einigkeit und Chancen 
für alle Menschen gebracht – davon 
profi tieren nicht zuletzt auch unsere Kinder 
und Jugendlichen.

 8. Die EU wurde zur globalen Handelsmacht, 
mit hochwertigen Waren, gemeinsamen 
Normen und gleicher Qualität inklusive 
Verbraucherschutz.

Wir haben uns alle an ihn gewöhnt, den Euro-
päischen Binnenmarkt. Nach 30 Jahren denken 
wir kaum noch an jene Zeit zurück, als es noch 
Grenzkontrollen und andere nervenaufreibende 
Einschränkungen im europäischen Personen- und 
Warenverkehr gegeben hat.

Für unsere Kinder und Jugendlichen sind die Vor-
teile des Binnenmarktes selbstverständlich, denn 
sie kennen es nicht anders. Für uns Ältere ist er 
aufgrund der zahlreichen Erleichterungen auch 
nicht mehr aus dem Alltag wegzudenken. Aber die 
Auswirkungen des BREXIT im Vereinigten König-
reich machen uns wieder bewusst, was es heißt, 
nicht mehr im „Binnenmarkt“ zu sein.

Es ist daher Teil unserer gesellschaftspolitischen 
Verantwortung gegenüber unserer Jugend und 
den nachfolgenden Generationen, das Verbin-
dende und die gemeinsamen Werte, die dem Eu-
ropäischen Binnenmarkt seit 30 Jahren zugrunde 
liegen, in den Fokus zu stellen. Aber auch aufzu-
zeigen, welche Folgen ein Austritt für jeden einzel-
nen von uns hätte.

* Originalzitat: “L’Europe ne se fera pas d’un coup, ni dans une construction d’ensemble; 
elle se fera par des réalisations concrètes créant d’abord une solidarité de fait.”

Der Europäische Binnenmarkt ist heute selbstverständlich. 
AEDE Österreich nimmt den BREXIT zum Anlass, um be-
wusst zu machen, was es heißt, unsere Freiheit zu verlieren.

„ Europa lässt sich nicht mit 
einem Schlag herstellen und 
auch nicht durch eine einfache 
Zusammenfassung. Es wird 
durch konkrete Tatsachen 
entstehen, die zunächst eine 
Solidarität der Tat schaffen.“*

Robert Schuman, 9. Mai 1950

Grenzenlose Chancen 
für unsere Jugend

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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 9. Der Binnenmarkt umfasst neben den 
EU-Staaten auch Island, das Fürstentum 
Liechtenstein und Norwegen im Rahmen des 
EWR. Durch zahlreiche bilaterale Abkommen 
hat auch die Schweiz teilweise Zugang zum 
Binnenmarkt.

 Der Handel zwischen den EU-Ländern wurde/
wird auf vielfältige Art und Weise gefördert.

Auch wenn wir heute auf eine 30-jährige Erfolgsge-
schichte zurückblicken, so gibt es doch noch viel zu 
tun, damit wir unsere gemeinsame Vision vom Eu-
ropäischen Binnenmarkt weiterentwickeln können. 

Ich denke, Anna Carazzini (Grüne, EFA, Deutsch-
land) hat es anlässlich des 30. Geburtstages des 
EU-Binnenmarktes im Europäischen Parlament 
auf den Punkt gebracht: „Der Binnenmarkt muss 
ein Instrument zur Umsetzung unserer politischen 
Ziele und Werte werden, von der Bekämpfung der 
Klimakrise bis zur Verteidigung unserer Demokra-
tie im Internet. Hohe Verbraucher-, Sozial- und 
Umweltstandards sind es, die unseren Markt welt-
weit so attraktiv machen. Die Unternehmen wer-
den von europäischen Standards profi tieren, die 
zu einem globalen Maßstab werden.“ H

Europtimus (AEDE Österreich) hat das Ziel, 
im Sinne einer positiven Europaerziehung die 
Vermittlung der europäischen Idee an den 
Schulen, das gegenseitige Verständnis und 
das Zusammenleben der Jugend in Europa 
zu fördern. In Zusammenarbeit mit dem 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung (BMBWF) sowie der Vertretung 
der Europäischen Kommission in Österreich 
wurde zu diesem Zweck ein eigener Preis, der 
Europtimus-Preis, entwickelt und erstmals 1989 
vergeben.

Elisabeth Dittrich ist Präsidentin AEDE-
Österreich und Vizepräsidentin der AEDE-Europe.

Kontakt: 
EUROPTIMUS – Vereinigung für 
europapolitische Bildung – AEDE Österreich

 verein@europtimus.at
 www.europtimus.at

„ Der Europäische Binnenmarkt ist ein Teil unseres Alltags und wir 
können uns ein Leben ohne diese Freiheiten nicht mehr vorstellen. 
Machen wir uns also bewusst, welche Chancen uns der Binnenmarkt 
in Zukunft noch bieten kann.“

Elisabeth Dittrich, Präsidentin AEDE-Österreich

©
 F

ot
o 

Je
sc

ho
fn

ig

©
 A

ED
E 

Ö
st

er
re

ic
h

Elisabeth Dittrich: EU gemeinsam weiterentwickeln
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tigen Schritt gesetzt, doch zeichnet sich ab, dass 
die Kompetenzen der Behörde nicht weitreichend 
genug sind, um Missstände zu beseitigen. Leider 
ist der nationalstaatliche Wettkampf um die nied-
rigsten Arbeitskosten immer noch auf der Tages-
ordnung.

Die GBH feiert zwar gerne mit, doch scheinen auch 
Hinweise auf Lücken, die sich im Binnenmarkt auf-
tun, angebracht.

Unfairer Wettbewerb nimmt zu

Im Rahmen von Untersuchungen der Europä-
ischen Föderation der Bau- und Holzarbeiter 
(EFBH) betreff end die Durchsetzung der EU-Vor-
schriften zu Arbeits-, Sozial- und Gesundheits-
schutz sowie Sicherheit wurde festgestellt, dass 
der unfaire Wettbewerb und die Verletzungen 
gegen europäische Binnenmarktregeln sehr stark 
zunehmen. 

Die jüngsten Änderungen im Zusammenhang 
mit der Richtlinie über die Entsendung von 
Arbeitnehmer:innen und der Durchsetzungsricht-
linie sind deshalb Schritte in die richtige Richtung. 
Lohn- und Sozialdumping sind leider auf der Ta-
gesordnung. Speziell die Situation an den Grenzen 
Österreichs zeigt eine Ungleichbehandlung von in-
ländischen und entsandten Arbeitnehmer:innen.

In vielen Sektoren steigen grenzüberschreitende 
Arbeitskräfteentsendungen bzw. Arbeitskräfte-
überlassungen. Hier ist neben dem Bausektor vor 
allem der Transportsektor und der Nahrungsmit-
telsektor, aber auch die Forstwirtschaft zu nen-
nen. Ausschlaggebend ist das große Lohngefälle 
zwischen Österreich einerseits und den mittel- 
und osteuropäischen Ländern andererseits. Un-

Das an sich freudige Jubiläum dieser großen Er-
rungenschaft wird leider durch die zunehmende 
grenzüberschreitende Ausbeutung, gerade bei 
der Entsendung von Arbeitnehmer:innen, getrübt. 
Zwar hat die EU-Kommission mit der Schaff ung 
der European Labour Authority ELA einen wich-

Der EU-Binnenmarkt feiert sein 30-jähriges Bestehen. Die Gewerk-
schaft Bau-Holz (GBH) fordert, dass der gemeinsame Markt sowohl 
für Unternehmen wie auch für Beschäftigte fair gestaltet sein muss.

Ein Grund zum Feiern, 
aber auch zum Nachdenken

Josef Muchitsch ist eine starke Stimme für ein soziales Europa
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faire Wettbewerbsmethoden haben stark zuge-
nommen. Bei Lohn- und Sozialstandards wird auf 
Kosten der Beschäftigten gespart.

Allein im Baubereich zeigen Erhebungen der Bau-
arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse (BUAK), 
dass nahezu die Hälfte der ausländischen Entsen-
deunternehmen die in Österreich kollektivvertrag-
lich festgelegten Bestimmungen nicht erfüllen will. 

Wenn jemand mehr als sechs Monate in Öster-
reich beschäftigt ist, braucht diese Person eine 
Beschäftigungsbewilligung. Eine Entsendebestäti-
gung ist dann notwendig, wenn man bis zu sechs 
Monate lang in Österreich arbeiten will. Allerdings 
ist es so, dass eine Entsendebestätigung nicht vor 
dem Arbeitsantritt, sondern erst bis zum Ablauf 
des vierten Monats der Beschäftigung beantragt 
werden muss. Eine Kontrolle ist damit in den ers-
ten Monaten ausgeschlossen. Wie unschwer zu 
erkennen ist, ist damit einer Unterentlohnung Tür 
und Tor geöff net. 

Das verheerende Zusammenspiel der Systeme 
bringt jährlich zehntausende Beschäftigte um an-
gemessene Einkommen und Sozialversicherungs-
leistungen. Hier ist die Kommission gefordert, für 
einen fairen Binnenmarkt sowohl für Unterneh-
men als auch für Beschäftigte zu sorgen.

EU braucht hohe Sozialstandards

Die Gewerkschaft Bau-Holz setzt sich im Sinne ih-
rer Mitglieder für Fairness zwischen den Staaten 
ein. Hohe Sozialstandards dürfen in der EU keine 
Ausnahme sein, sondern sollen zur Regel werden.

Die GBH erhebt daher ihre Stimme, wenn die 
Regeln des Binnenmarktes missbraucht werden. 

Gewerkschaft Bau-Holz
Die Gewerkschaft Bau-Holz (GBH) vertritt 
die Anliegen von mehr als 116.000 Mitgliedern 
und verhandelt regelmäßig rund 
25 Kollektivverträge. 

Josef Muchitsch ist Bundes vorsitzender 
der Gewerkschaft Bau-Holz. 

Kontakt: 
 www.bau-holz.at
 @deinegbh/
 @gewerkschaft_bauholz/
 channel/UC3jDhJPWYTOGm0somFtAXOw t

Nicht nur national, sondern auch internatio-
nal. Sei es innerhalb des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes, sei es mit den (inter)nationalen 
Sozialpartner:innen, sei es bei der ELA oder der 
EU-Kommission. Die GBH will aber auch innerhalb 
der Familie der Europäischen Bewegung Öster-
reichs (EBÖ) eine starke Stimme für ein soziales 
Europa sein, damit die nächsten 30 Jahre des Bin-
nenmarktes sozial gerechte Jahre werden. H

„ Die GBH will innerhalb der Familie der Europäischen Bewegung 
Österreichs (EBÖ) eine starke Stimme für ein soziales Europa sein, 
damit die nächsten 30 Jahre des Binnenmarktes sozial 
gerechte Jahre werden.“

Josef Muchitsch, Bundes vorsitzender der Gewerkschaft Bau-Holz
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Ausblick in die EU-Zukunft nimmt. Denn gerade 
der Blick auf diesen EU-Grundstein zeigt nicht nur 
positive Seiten der Union und ihrer neoliberalen 
Wirtschaftspolitik, sondern auch sozialpolitische 
Schatten werden sichtbar. Diese aufzupolieren 
und den Binnenmarkt-Schatz an heutige und zu-
künftige Anforderungen anzupassen, ist der Auf-
trag, der mit dem Jubiläum einhergeht.

„Niemand verliebt sich in einen Binnenmarkt“, 
sagte Jacques Delors, der ehemalige EU-Kommis-
sionspräsident und zentrale Binnenmarkt-Ge-
burtshelfer, richtig voraus. Das muss auch nicht 
sein. Es reicht, wenn dieses wirtschaftspolitische 
Instrument ständig so adaptiert wird, dass es 
seine Aufgaben erfüllt und dafür geschätzt wird. 
Und das gelingt dem Binnenmarkt und seinen be-
rühmten „4 Freiheiten“: Waren, Personen, Dienst-
leistungen, Kapital.

Viele Vorteile für Bürger:innen

Die EU-Bürger:innen profi tieren von hohen Stan-
dards bei Konsumartikeln aller Art und einer ver-
hältnismäßig großen Lebensmittel- und Arznei-
mittelsicherheit. Gleichzeitig können wir in jedem 
EU-Land leben, studieren, arbeiten und uns zur 
Ruhe setzen. Laut Berechnungen der Kommission 
hat der Binnenmarkt in den vergangenen 30 Jah-
ren 2,75 Millionen neue Arbeitsplätze geschaff en.

Diese Erfolge werden auch gesehen: In einer Um-
frage der Österreichischen Gesellschaft für Euro-
papolitik (ÖGfE) zum 30-Jahr-Jubiläum bestätigen 
sieben von zehn Befragten die  Bedeutung der 
Personenfreizügigkeit, halten die Möglichkeit in 
einem anderen Mitgliedstaat zu wohnen und zu 
arbeiten für „sehr wichtig“ (34 Prozent) bzw. „eher 
wichtig“ (36 Prozent).

Ein zentrales EU-Jubiläum ist ohne viel Aufsehen 
über die Bühne gegangen. Das „Kronjuwel“ der 
europäischen Einigung hat ohne große Party und 
viel „Happy Birthday“-Jubel seinen runden Ge-
burtstag gefeiert.

Anfang 2023 ist der EU-Binnenmarkt 30 Jahre alt 
geworden, doch das öff entliche Interesse war 
enden wollend. Umso wichtiger, dass die Euro-
päische Bewegung Österreich (EBÖ) dieses Jubilä-
um nicht ganz sang- und klanglos vorüberziehen 
lässt und zum Anlass für einen gemeinsamen 

Damit die 30-jährige Erfolgsgeschichte weitergeht, muss 
der Binnenmarkt aus Sicht der Grünen als Instrument zur 
Umsetzung politischer Ziele und Werte genützt werden.

Monika Vana möchte den Binnenmarkt mit nachhaltigen Leitlinien stärken
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Binnenmarkt-Leitplanken: 
Green Deal und Sozialunion

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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In gleich hohem Ausmaß (69 Prozent) wird von 
den Befragten in Österreich der  freie Waren-
verkehr  als Errungenschaft betrachtet. Rund 
zwei Drittel sehen im  freien Dienstleistungsver-
kehr eine „sehr wichtige“ (31 Prozent) bzw. „eher 
wichtige“ (36 Prozent) Möglichkeit, die der Binnen-
markt den EU-Bürger:innen bietet. Knapp sechs 
von zehn Befragten erachten den freien Kapital-
verkehr als „sehr wichtig“ (24 Prozent) bzw. „eher 
wichtig“ (34 Prozent). 

Das aktuelle Meinungsbild unterscheidet sich da-
mit kaum von jenem, das die ÖGfE zum 20-jähri-
gen Bestehen des Binnenmarktes erhoben hat. 
Fast drei Viertel der Befragten sagen mittlerweile 
aber auch, dass die Konsument:innen in Öster-
reich vom EU-Binnenmarkt profi tieren („große 
Vorteile“: 34 Prozent, „geringe Vorteile“: 39 Pro-
zent). Damit fällt in diesem Bereich die Bilanz 
deutlich positiver aus als vor zehn Jahren.

Binnenmarkt muss sich 
weiterentwicken
Die hohe Akzeptanz des Binnenmarktes darf uns je-
doch nicht dazu verleiten, diese als selbstverständ-
lich zu erachten – im Gegenteil. Über Grenzen und 
Mauern wird wieder diskutiert innerhalb der EU. Si-
cher geglaubte Errungenschaften Europas geraten 
ins Wanken, bis zu Demokratie und Frieden. Diese 
Position war auch Tenor einer Plenartagung des 
Europaparlaments zum Binnenmarkt-Jubiläum im 
Jänner. Eine große Mehrheit der Abgeordneten for-
dert mehr Engagement und politischen Willen der 
EU-Mitgliedstaaten und -Institutionen für eine zeit-
gemäße Weiterentwicklung des Binnenmarktes.

Für mich und die Grüne Fraktion heißt das kon-
kret: Die Freiheiten des Binnenmarktes müssen 

Monika Vana ist seit 2014 Abgeordnete 
zum Europäischen Parlament und seit 2019 
Delegationsleiterin der österreichischen 
Grünen.

Kontakt: 
 monika.vana@europarl.europa.eu 
 www.monikavana.eu

noch stärker als bisher in eine wirksame Sozial-
union eingebettet werden.

Starke Arbeitnehmer:innenrechte und ein soziales 
Netz für alle sind ebenso wichtig wie freier Waren- 
und Kapitalverkehr. Der Binnenmarkt muss ein In-
strument zur Umsetzung unserer politischen Ziele 
und Werte werden: Von der Bekämpfung der Kli-
makrise, europaweiten sozialen Standards, bis hin 
zur Verteidigung unserer Demokratie im Internet.

Um Ungleichgewichte auszugleichen und die Ein-
heit des EU-Binnenmarktes sicherzustellen, for-
dern wir einen EU-Investitionsfonds. Nationale 
Maßnahmen dürfen nicht zu Zersplitterung und 
Schiefl agen auf dem EU-Binnenmarkt führen.

Der Garant zukünftiger europäischer Wettbe-
werbsfähigkeit ist der Green Deal. Damit die Er-
folgsgeschichte weitergeht, müssen seine Leitli-
nien die Leitplanken des EU-Binnenmarktes der 
Zukunft sein. H

„ Der Garant zukünftiger europäischer Wettbewerbsfähigkeit ist der 
Green Deal. Damit die Erfolgsgeschichte weitergeht, müssen seine 
Leitlinien die Leitplanken des EU-Binnenmarktes der Zukunft sein.“

Monika Vana, Abgeordnete zum Europäischen Parlament
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Wo steht der europäische 
Binnenmarkt heute?
Christoph Neumayer: Der Bin-
nenmarkt ist der Grundstein 
für einen fairen und zukunfts-
orientierten Markt in Europa. 
Mit dem EU-Beitritt hat Öster-
reich gerade vom Binnenmarkt 
in hohem Ausmaß profi tiert. 
Aus Sicht der Industrie und für 
Österreich ist der Binnenmarkt 
eine Erfolgsgeschichte: Durch 
die Aufhebung bestehender 
Hemmnisse, besonders zu un-
seren Nachbarländern, konnte 
der Warenimport und -export 
enorm ausgebaut werden. 

EU im internationalen Ver-
gleich?
Christoph Neumayer: Die geo-
politische Lage hat sich durch 
die Pandemie, durch den Krieg 
in Europa und die dadurch stei-
gende Infl ation verändert. Wir 
haben daraus folgend aktuell 
eine gefährliche Kombination 
in Europa, und somit auch in 
Österreich, von Push-Eff ekten, 
die das Wirtschaften in Euro-
pa schwierig machen. Dazu 
zählen einerseits die nach wie 
vor hohen Energiekosten, der 
massive Arbeits- und Fachkräf-
temangel oder die langen Ge-
nehmigungsverfahren. Ande-
rerseits gibt es Pull-Faktoren, 
die von anderen Regionen der 
Welt vorangetrieben werden. 
Mit einem 330 Milliarden Dollar 
Paket an Steuerbegünstigun-
gen unterstützt beispielsweise 
die USA zukünftige Investitio-
nen in Green-Tech-Produkte, 
die in den USA hergestellt wer-
den. In Europa sind bislang kei-
ne vergleichbaren Maßnahmen 
umgesetzt – und daraus ent-
steht ein Wettbewerbsnachteil 
für heimische Unternehmen. 

Wie könnte die Europastim-
mung in Österreich verbes-
sert werden?
Christoph Neumayer: Es ist 
von enormer Bedeutung, im-
mer und immer wieder die Vor-

Wie und wo konnte Öster-
reich profi tieren?
Christoph Neumayer: Rund 
ein Drittel der Waren und 
Dienstleistungen aus Öster-
reich werden im Ausland ver-
kauft. Das macht uns zu einer 
Exportnation, die vom Freihan-
del in den Bereichen Arbeits-
plätze, Wohlstand und Sozial-
staat massiv profi tiert. Seit dem 
Einstieg in den EU-Binnenmarkt 
ist Österreichs Exportquote 
von 33,6 Prozent im Jahr 1995 
auf knapp 60 Prozent im Jahr 
2021 gestiegen – und liegt da-
mit über dem EU-Durchschnitt. 
Heimische Unternehmen er-
sparten sich durch den Wegfall 
der EU-Binnengrenzen jährlich 
rund 2,2 bis 5,5 Milliarden Euro 
und die Auslandsinvestitionen 
in Österreich sind auf das Fünf-
fache gestiegen. 
Jetzt muss es darum gehen, 
den Binnenmarkt konsequent 
weiter zu vertiefen, Potenzial ist 
noch reichlich vorhanden: So 
gilt es, die europaweite Durch-
setzung bestehender Binnen-
marktregeln sicherzustellen 
und gleichzeitig noch bestehen-
de Hemmnisse, wie zum Bei-
spiel im Dienstleistungsbereich 
oder im Digitalen Binnenmarkt 
abzubauen. 

Wie bewerten Sie die aktu-
elle wirtschaftliche Lage der 

Aus Sicht der Industriellenvereinigung ist der Binnenmarkt 
eine Erfolgsgeschichte, die in den kommenden Jahren kon-
sequent weiterentwickelt werden sollte.

Österreichs Industrie 
profi tiert vom Binnenmarkt
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Christoph Neumayer sieht zukünftiges Potenzial

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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teile der Europäischen Union 
hervorzuheben. Viele positive 
Projekte, die in Brüssel initiiert 
und danach in Österreich um-
gesetzt wurden, verbindet man 
in erster Linie nicht direkt mit 
der Europäischen Union. Oder 
aber Österreich betreibt als Ge-
genbeispiel im negativen Sinne 
sogenanntes Gold Plating von 
EU-Richtlinien, mit einem Mehr 
an Bürokratie und Kosten für 
Bürger:innen und Unterneh-
men. Das erzeugt oft eine ne-
gative Wahrnehmung. Da ist es 
unsere Aufgabe, aufklärend zu 
wirken und deutlich darauf hin-
zuweisen, dass viele Vorteile für 
Bürger:innen und Unterneh-
men ohne Europäische Union 
nicht möglich wären. Mit dieser 
ständigen Bewusstseinsbildung 
kann es langfristig gelingen, die 
Stimmung gegenüber der Euro-
päischen Union zu verbessern. 

Werfen wir einen Blick in die 
Zukunft des EU-Binnenmark-
tes: Was sind Ihrer Meinung 
nach die wichtigsten Heraus-
forderungen für die nächsten 
Jahre? Wie muss der Binnen-
markt weiterentwickelt wer-
den, um das gemeinsame Eu-
ropa zu stärken?
Christoph Neumayer: Der Bin-
nenmarkt sollte noch nicht als 
abgeschlossenes Projekt gese-
hen werden, sondern vielmehr 

als fl exibler Raum, der immer 
wieder auf neue Entwicklungen 
und Herausforderungen re-
agiert. Wenn man beispielswei-
se den Digitalen Binnenmarkt 
betrachtet, gibt es hier noch 
viele Potentiale für einen frei-
en, wirtschaftlichen Austausch 
unter den Mitgliedstaaten. 
Ebenso, wenn es darum geht, 
Dienstleistungen barrierefrei 
EU-weit anbieten zu können. 

Russlands Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine hat eine Zei-
tenwende eingeläutet. Wie 
muss Europa – über die un-
mittelbare Solidarität mit der 
Ukraine hinaus – reagieren?
Christoph Neumayer: Unter 
den Mitgliedstaaten, aber auch 
gesellschaftlich, ist es wichtig, 
dass wir uns nicht auseinan-
derdividieren lassen. Europa 
präsentiert sich mit Stärke und 
Relevanz, wenn es mit einer 
Stimme spricht. Wirtschaft-
lich hat uns der Angriff skrieg 
von Russland auf die Ukraine 
gezeigt, dass wir keine neuen 
Abhängigkeiten eingehen dür-
fen bzw. durch Diversifi zierung 
einseitige Abhängigkeiten re-
duzieren müssen, etwa im Falle 
dringend benötigter Rohstoff e. 
Deshalb braucht es einerseits 
neue verlässliche Partner durch 
faire Freihandelsabkommen 
wie z.B. Mercosur und anderer-

seits gute Rahmenbedingun-
gen für eine eigene Produktion 
in Europa, wie z.B. bei Halblei-
tertechnologien. H

„ Unter den Mitgliedstaaten, aber auch gesellschaftlich, ist es wichtig, 
dass wir uns nicht auseinanderdividieren lassen. Europa präsentiert 
sich mit Stärke und Relevanz, wenn es mit einer Stimme spricht.“

Christoph Neumayer, Generalsekretär der Industriellenvereinigung

Die Industriellenvereini-
gung (IV) ist eine freiwillige 
und unabhängige Interes-
senvertretung der österrei-
chischen Industrie mit mehr 
als 4.500 Mitgliedern.

Christoph Neumayer ist 
Generalsekretär der IV.

Kontakt: 
Vereinigung der 
Österreichischen Industrie 
(Industriellenvereinigung)

 1031 Wien 
Schwarzenbergplatz 4

 +43 1 71135
 @company/industriellen-
vereinigung/

 @die.industriellen-
vereinigung/

 @iv_industrie
@industriellenvereinigung
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Welche Bilanz ziehen Sie nach 
30 Jahren Binnenmarkt?
Josef Moosbrugger: Österreich 
konnte die Integration und die 
Herausforderungen des Bin-
nenmarktes in allen Bereichen 
der Wirtschaft, Gesellschaft 
und Volkswirtschaft gut meis-
tern. Die österreichischen Ag-
rar- und Lebensmittelexporte 
haben sich gut entwickelt. Viele 
Prognosen über die Potenziale 
eines Beitritts haben sich im 
positiven Sinne bestätigt. 

Wo wurden vielleicht auch Er-
wartungen enttäuscht?
Josef Moosbrugger: Die Not-
wendigkeit der Europäischen 
Union als Einheit wurde durch 
den russischen Angriff skrieg 
auf die Ukraine bestätigt. 
Gleichzeitig ist Europa von so 
vielen unterschiedlichen Gege-

massiv verringern und im Le-
bensmittel-Bereich verhindern. 
Wir müssen dafür Sorge tragen, 
dass unsere Land- und Forst-
wirtschaft nicht unter die Räder 
kommt, sondern es Möglichkei-
ten zum Produzieren und faire 
Wettbewerbsbedingungen gibt. 
Gerade bei Lebensmitteln müs-
sen wir Versorgungssicherheit 
in Europa gewährleisten, die 
auch in Krisenzeiten hält. Wir 
brauchen echte Nachhaltigkeit, 
bei der Ökologie, Ökonomie und 
Soziales Hand in Hand gehen. 

Österreich hat stark vom eu-
ropäischen Binnenmarkt pro-
fi tiert. Warum ist die EU-Stim-
mung hierzulande dennoch 
eher unterkühlt?
Josef Moosbrugger: Ich denke 
schon, dass den Österreicherin-
nen und Österreichern die Vor-
teile bewusst sind. Als Vertreter 
der Land- und Forstwirtschaft 
muss ich aber ehrlich sagen, 
dass die vielen Regulative und 
bürokratischen Aufl agen aus 
Brüssel zu Problemen in natio-
naler Ausgestaltung und Praxis 
führen. Dass uns verschiedene 
EU-Strategien bei der tagtägli-
chen Arbeit einschränken und 
uns wichtige Produktionsmit-
tel wegnehmen würden und 
gleichzeitig Handelsabkommen 
mit Handelsblöcken geplant 
werden, die unsere Märk-

benheiten und Interessenlagen 
charakterisiert, dass die Abstim-
mung höchst kompliziert und 
langwierig erscheint. Gerade 
seit Ausbruch der letzten Krisen 
vermissen wir Möglichkeiten, 
auf gravierende Änderungen 
schneller reagieren zu können. 
Durch die Globalisierung sind 
auch Abhängigkeiten entstan-
den, die gerade in Krisenzeiten 
problematisch werden können. 
Die Störung der Lieferketten 
am Beginn der Corona-Krise hat 
uns deutlich vor Augen geführt, 
was es bedeutet, wenn man bei 
der Versorgung mit wichtigen 
Gütern des täglichen Bedarfs 
auf Dritte angewiesen ist. Auch 
punkto Migration, geeinte Si-
cherheit und gemeinsames 
Auftreten auf den Weltmärkten 
gibt es noch erhebliche Defi zite. 
Es gibt ein permanentes Tauzie-
hen zwischen Einigkeit und Ver-
lust von Souveränität. 

Wie bewerten Sie die aktuelle 
wirtschaftliche Lage der EU?
Josef Moosbrugger: Grundsätz-
lich gut, aber die strategische 
Abhängigkeit von fossilen Ener-
gieträgern aus Krisenregionen 
belastet die gesamte Wettbe-
werbsfähigkeit der EU massiv, 
so auch die Land- und Forst-
wirtschaft. Diese Abhängigkeit 
müssen wir auch mittels erneu-
erbaren Energien wie Biomasse ©
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LKÖ-Präsident Josef Moosbrugger beleuchtet, welchen 
Herausforderungen sich die EU stellen muss und was 
es für Versorgungssicherheit in Zukunft braucht. 

 EU muss mehr Chance 
als Einschränkung sein

Josef Moosbrugger: Krisen zeigen, 
dass EU-Einigkeit notwendig ist

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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te dann mit Produkten unter 
Druck bringen - aus einer Form 
von Landwirtschaft, die wir 
bei uns so nicht haben wollen, 
ist unseren Mitgliedern nur 
schwer vermittelbar. Das trübt 
die EU-Begeisterung. 

Wie könnte die Europastim-
mung in Österreich verbes-
sert werden?
Josef Moosbrugger: Gera-
de durch die Teilnahme an 
gemeinsamen europäischen 
Angeboten, Jugend-Austausch-
Programmen, Erasmus-Projek-
ten, Diskussionsveranstaltun-
gen etc. kann das Verständnis 
für die europäischen Instituti-
onen verbessert werden. Die 
EU muss mehr Chance als Ein-
schränkung sein und sich auch 
entsprechend positionieren. 

Welche Herausforderungen 
warten auf die EU?
Josef Moosbrugger: Ange-
sichts der aktuellen Herausfor-
derungen wird es entscheidend 
sein, die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Wertschöp-
fungsketten zu erhalten und 
sich im internationalen Ver-
bund der Herausforderung der 
Klimaverschlechterung zu stel-
len. Wie gesagt, wir brauchen 
echte Nachhaltigkeit, um Ver-
sorgungssicherheit und Wohl-
stand in Europa abzusichern. 

Welche Maßnahmen sind 
notwendig, um das gemein-
same Europa zu stärken?
Josef Moosbrugger: Die Han-
delsströme am Binnenmarkt 
funktionieren, aber wir brau-
chen faire Wertschöpfungsan-
teile für die Land- und Forst-
wirtschaft und wir müssen 
nationale Spielräume ermög-
lichen. Der EU-Binnenmarkt 
funktioniert dann, wenn eu-
ropäische Hersteller interes-
sante Rahmenbedingungen 
vorfi nden, um in Europa zu 
produzieren – von Lebens- bis 
zu Arzneimitteln. Europa wird 
seinen Wohlstand nur dann 
halten können, wenn zentrale 
Produktionsschienen nicht an-
haltend abwandern. Auch die 
Energiemärkte müssen in den 
Regelungen umfasst werden. 

Stichwort Ukraine – wie soll-
te die EU hier reagieren?
Josef Moosbrugger: Europa 
muss sich neuen Fragestel-
lungen widmen, wie einer ge-
meinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik. Es muss auch 
dafür sorgen, dass so etwas 
wie ein europäisches Grund-
verständnis entsteht. Dafür 
braucht es eine Verständigung 
auf ein paar zentrale strategi-
sche Ansätze, die gemeinsam 
verfolgt werden, nicht ständig 
neue Strategien, die einander 

widersprechen. Und punkto 
Land- und Forstwirtschaft: Es 
darf nicht sein, dass sich unsere 
Bäuerinnen und Bauern an im-
mer noch strengere Vorgaben 
halten müssen, während bei in-
ternationalen Handelsabkom-
men plötzlich alle Standards 
über Bord geworfen werden. 
Diese müssen – bei aller Soli-
darität für die Ukraine – auch 
bei Importen aus dieser Region 
eingehalten werden. H

„ Es darf nicht passieren, dass wir die Produktion in Europa durch 
immer höhere Produktionsau�lagen einschränken und verteuern 
und gleichzeitig über Handelsabkommen Importe ermöglichen, 
die in einer Art und Weise hergestellt werden, die wir ablehnen.“

Josef Moosbrugger, Präsident der Landwirtschaftskammer Österreich

Die Landwirtschafts-
kammer Österreich ist 
die größte land- und forst-
wirtschaftliche Interessen-
vertretung Österreichs. 

Josef Moosbrugger ist Prä-
sident der Landwirtschafts-
kammer Österreich.

Kontakt: 
 1015 Wien, 
Schaufl ergasse 6

 +43 1 53 441 - 0
 offi  ce@lk-oe.at
 @lk_oesterreich
@Landwirtschaftskammer-
Österreich-LKÖ
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Hat der Binnenmarkt Ihre Er-
wartungen erfüllt?
Claudia Gamon: Der Binnen-
markt ist eines der größten 
politischen Erfolgsprojekte der 
Welt. Kennzeichen dieses Er-
folges ist, dass er ein selbst-
verständlicher Teil unseres All-
tages ist. Erst durch die Bilder 
aus Großbritannien haben wir 
gesehen, was das Fehlen eines 
Binnenmarktes bedeutet: Lie-
ferverzögerungen, Zölle und 
leere Supermarktregale. Dieser 
Einschnitt ist ein klarer Auftrag 
an uns, die Erfolgsgeschichte 
auch in Zukunft weiterzuschrei-
ben und den Binnenmarkt zu 
erweitern. Die Märkte und un-
sere Anforderungen an sie ver-
ändern sich – man denke nur 
an die Klimakatastrophe, Covid, 
oder den Angriff skrieg in der 
Ukraine. In diesem Sinn ist der 
Binnenmarkt nie „vollendet“. 

Wie und wo konnte Öster-
reich profi tieren? Wo wurden 
Erwartungen enttäuscht?
Claudia Gamon: Österreich hat 
und wird in etlichen Bereichen 
vom europäischen Binnen-
markt profi tieren. Denken wir 
zum Beispiel an die vielen Zulie-
ferbetriebe, die wir haben. Der 
Warenaustausch würde nie so 
reibungslos funktionieren, hät-
ten wir keinen Binnenmarkt. Je-
der zweite Arbeitsplatz in Öster-

den Binnenmarkt ökologisch, 
sozial-nachhaltig, und fi t für die 
Digitalisierung gestalten – für 
ein starkes Europa in der Welt. 

Welche Maßnahmen sind 
notwendig, um das gemein-
same Europa zu stärken?
Claudia Gamon: Ein Beispiel 
ist der gemeinsame Energie-
binnenmarkt. Obwohl die EU 
seit den 1990er Jahren an ei-
ner Harmonisierung der natio-
nalen Energiemärkte arbeitet, 
brauchte es die Krisen der letz-
ten Jahre, um das Thema ins 
Rampenlicht zu rücken.
Wir brauchen einen integrier-
ten Energiemarkt, um unsere 
umwelt-, sozial- und geopoli-
tischen Ziele zu erreichen. Als 
Politiker:innen ist es unsere Auf-
gabe, die Rahmenbedingungen 
dafür zu schaff en. Ich bin davon 
überzeugt, dass diese fair und 
transparent sein müssen. Nur so 
können wir die Energiewende, 
Unabhängigkeit von Russland 
und erschwingliche Preise für 
die Konsument:innen schaff en. 

Russlands Angriff skrieg ge-
gen die Ukraine hat eine Zei-
tenwende eingeläutet – wie 
muss Europa reagieren?
Claudia Gamon: Zum Ukraine-
krieg lässt sich einiges sagen. 
Lassen Sie mich drei Punkte he-
rausgreifen. 

reich hängt direkt oder indirekt 
mit Export zusammen, 75 % der 
in Österreich produzierten Gü-
ter und Dienstleistungen gehen 
in den EU-Binnenmarkt. Das ist 
eine Verdreifachung seit dem 
EU-Beitritt  (WKÖ). Diese klaren 
Vorteile für jede und jeden in 
Europa stehen auf der einen 
Seite. 
Auf der anderen Seite sehen 
wir rechtspopulistisch agie-
rende Par teien, die unter dem 
Eindruck von Brexit, Trump 
und Co. einen nationalen Kurs 
fahren. Es enttäuscht mich zu 
sehen, wie viele unserer ge-
meinsamen Errungenschaften 
sie bereit sind aufzugeben, nur 
um im eigenen Land politisches 
Kleingeld zu schlagen. 

Welche Herausforderungen 
kommen in den nächsten 
Jahren auf den Binnenmarkt 
zu?
Claudia Gamon: Der europä-
ische Binnenmarkt ist die wir-
kungsvollste Errungenschaft, 
die Europa aufzuweisen hat. 
Sowohl nach außen, wenn es 
um unser Auftreten in der Welt 
geht, als auch nach innen, für 
Europas Bürger:innen. Die 
große Herausforderung ist es, 
diese Errungenschaft zukunfts-
tauglich zu machen und so für 
die nächste Generation zu er-
halten. Gemeinsam müssen wir 

Der Binnenmarkt ist ein „unvollendetes“ Erfolgsprojekt. Die 
NEOS wollen ihn ökologisch, sozial-nachhaltig, und fi t für die 
Digitalisierung gestalten – für ein starkes Europa in der Welt.

Bürger:innen verlangen 
ein stärkeres Europa

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Erstens. Seitdem Russland 
durch Sanktionen der Zugriff  
auf den Binnenmarkt versperrt 
wird, ist es trotz aller Rhetorik 
auf seine Gaslieferungen ange-
wiesen, um seine Wirtschaft am 
Laufen zu halten. Die Sanktio-
nen wirken.
Zweitens. Gleichzeitig können 
wir sehen, wie schmerzhaft sich 
das Fehlen eines Binnenmark-
tes in manchen Sektoren aus-
wirkt. Dort, wo der Binnenmarkt
bis jetzt nicht „vollendet” ist – 
Stichwort Energie – erleben wir 
massive Unsicherheit und sind 
in schwierigen Zeiten den Ge-
fahren nationaler Alleingänge 
ausgesetzt. Einzelne Mitglied-
staaten, und da sticht Öster-
reich besonders hervor, haben 
sich durch solche Alleingänge 
zu abhängig von Diktatoren wie 
Putin gemacht und damit die 
gesamte Union in Geiselhaft 
genommen. 
Drittens. Ich sehe, wie wir die-
sen Fehler jetzt wieder bege-
hen. Wenn wir den Binnen-
markt/die Union fi t für die 
Zukunft machen wollen, wenn 
wir strategisch unabhängiger 
werden wollen, wenn wir die un-
glaubliche Marktmacht, die 450 
Millionen Konsument:innen 
haben, wirksam einsetzen 
wollen, dann brauchen wir 
weit  gestreute  Partnerschaf-
ten. Stichwort Umweltschutz. 

Abkommen mit strengen Um-
weltstandards, wie Mercosur, 
könnten ein Instrument dafür 
sein, den europäischen Green 
Deal bis in die ganze Welt hin-
aus auszudehnen. 

Die EU-Zukunftskonferenz 
hat viele Ideen zur Weiterent-
wicklung der EU auf den Tisch 
gelegt. Welche Maßnahmen 
sind besonders wichtig?
Claudia Gamon: Die 
Bürger:innen verlangen ein 
stärkeres Europa. Ein Europa, 
das funktioniert. Ein Europa, 
das für sie funktioniert. Beson-
ders drei Themen standen im 
Vordergrund. Für uns NEOS 
sind sie eine Herzensangele-
genheit:
Bildung  ist der Schlüssel zu ei-
nem freien und selbst bestimm-
ten Leben. Unsere Schulen wir-
ken mit ihren Stundentafeln 
und Lehrplänen wie aus der 
Zeit gefallen. Seit Jahren setzen 
wir uns daher für eine umfas-
sende Reform der Lehrpläne 
ein, damit die Schule den Anfor-
derungen des 21. Jahrhunderts 
gerecht wird. So fordern wir 
eine  zeitgemäße Vermittlung 
von Medienkompetenz . 
Dem Ziel, der erste  klimaneu-
trale  Kontinent zu werden, 
ist Europa im April ein Stück 
nähergekommen. Doch auch 
wenn es erste Siege gibt, ist die 

Arbeit noch lange nicht getan. 
Jetzt ist es wichtig, den Fokus 
nicht zu verlieren!
Nur ein vereintes Europa ist 
ein handlungsfähiges Europa 
und damit ein ernstzunehmen-
der Verhandlungspartner. Als 
Verhandlungspartner am Tisch 
zu sitzen, ist gerade in diesen 
dynamischen Zeiten wichtiger 
denn je.  Genau deswegen for-
dern wir NEOS die Schaff ung 
der Vereinigten Staaten von Eu-
ropa – mit einer echten gemein-
samen Außen- und Sicherheits-
politik, einem selbstbewussten 
Europäischen Parlament, ei-
ner effi  zienten europäischen 
Regierung und mehr Beteili-
gungsmöglichkeiten für die 
Unionsbürger:innen! H
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„ Wir brauchen einen integrierten 
Energiemarkt, um unsere umwelt-, sozial- 
und geopolitischen Ziele zu erreichen. 
Als Politiker:innen ist es unsere Aufgabe, 
die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen.“

Claudia Gamon, Mitglied des Europäischen Parlaments

Claudia Gamon fordert ein stärkeres Europa

Claudia Gamon ist seit 2019 
Mitglied des Europäischen 
Parlaments. 

Kontakt: 
 kontakt@neos.eu
@NeosDasNeueOesterreich
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Herr Zernatto, Sie sind seit 
Mai 2022 Präsident im Euro-
pahaus Klagenfurt und wa-
ren zum Zeitpunkt des ös-
terreichischen EU-Beitritts 
Landeshauptmann von Kärn-
ten. Welche Visionen hat-
te die EU damals? Welchen 
Mehrwert hat man sich in 
Österreich durch die EU-Mit-
gliedschaft erwartet und wel-
che Ziele wurden verfolgt?
Christof Zernatto: Die EU war 
nicht nur ein ökonomisches 
Projekt, obwohl kurzfristig na-
türlich die Teilnahme am ge-

ich an die Landwirtschaft den-
ke, hat es auch viele Bedenken 
gegeben. Aber letztlich hat sich 
dann die Vision eines geeinten 
Europas in Vielfalt durchge-
setzt. Das war damals die über-
zeugende Idee, weshalb die 
Volksabstimmung zu diesem 
Thema ganz klar und positiv für 
einen Beitritt Österreichs aus-
gegangen ist. 

Wenn man dies jetzt refl ek-
tiert: Haben sich die Erwar-
tungen nach fast 30 Jahren 
EU-Mitgliedschaft erfüllt? 
Sind die Ziele aufgegangen? 
Ist die Vision, die man damals 
hatte, auch eingetroff en?
Christof Zernatto: Man muss 
sagen, dass Visionen idealtypi-
sche Vorstellungen von einer 
möglichen Zukunft sind. Ideal-
typisch fi ndet eine Zukunft aber 
sehr selten statt. Das war auch 
seit dem Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union mit der 
Union so. Natürlich sind die Mü-
hen der Ebene meistens größer 
als man vorher angenommen 
hat. Damit werden auch allfäl-
lige Bedenkenträger:innen in 
ihrer Position immer wieder 

meinsamen Markt – mit allen 
Rechten und Pfl ichten – der 
wichtigste Aspekt war. Die da-
rüberhinausgehende Idee war, 
ein geeintes Europa als Frie-
densprojekt zu gestalten, damit 
Kriege, wie sie in der Vergan-
genheit stattgefunden haben, 
nach Möglichkeit keinen Raum 
mehr haben sollen. Das war 
das wesentlichste Argument, 
warum sich eine überwiegen-
de Zahl der Österreicher:innen 
für einen Beitritt Österreichs 
ausgesprochen hat. Gerade im 
ökonomischen Bereich, wenn 

Seit Mai 2022 ist Christof Zernatto 
neuer Präsident des Europahauses 
Klagenfurt. Ihm zur Seite steht 
Direktor Marc Germeshausen©
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Im Gespräch mit Europahaus Direktor Marc Germes-
hausen spricht Präsident Christof Zernatto über ehe-
malige und heutige Visionen zur Zukunft Europas.

EU-Zukunftsvisionen 
verändern sich mit der Zeit

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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gestärkt. Aber im Großen und 
Ganzen muss man sagen, dass 
die Grundvorstellung – näm-
lich ein funktionierender ge-
meinsamer Markt und die ge-
meinsamen Bemühungen um 
Frieden in Europa – sehr wohl 
verwirklicht wurden. Allein 
dass die Reisefreiheit für alle 
Österreicher:innen in Europa 
heute so selbstverständlich ist, 
dass sich junge Menschen gar 
nicht mehr vorstellen können, 
dass es Grenzen gegeben hat, 
an welchen kontrolliert wurde, 
dass heute junge Menschen un-
kompliziert Auslandssemester 
an europäischen Universitäten 
absolvieren können, dass Lehr-
linge heute auch die Möglich-
keit haben, international Erfah-
rung zu sammeln, das sind die 
Dinge, die sich zum Positiven 
verändert haben.

Wir sind jetzt im Jahr 2023 
und erleben mit dem russi-
schen Angriff skrieg in der 
Ukraine gerade eine Konfl ikt-
situation in Europa. Wenn 
man aus heutiger Sicht nach-
denken würde, wohin soll 
sich die EU entwickeln und 
welche Zukunftsvisionen soll 
man aktuell haben?
Christof Zernatto: So tragisch 
dieser Konfl ikt in der Ukraine 
ist, so sehr hat er auf der ande-
ren Seite auch wieder den Be-

weis erbracht, wie wichtig die 
Gemeinsamkeit in Europa und 
ein gemeinsames Vorgehen 
sind. Er hat uns auch einmal 
mehr die Augen geöff net, dass 
Europa mehr sein muss als ein 
gemeinsamer Markt, als ein 
ökonomisches Erfolgskonzept. 
Vielmehr geht es um eine ge-
meinsame Sicherheits- und Au-
ßenpolitik. Das ist, glaube ich, 
der Punkt, den man tatsäch-
lich visionär weiterentwickeln 
muss. Wohin soll sich Europa 
bewegen? Wie kann sich Eu-
ropa so emanzipieren, dass es 
unabhängig von Amerika oder 
anderen verbündeten Teilen 
unserer Welt ist und seine Si-
cherheit selbstständig gewähr-
leisten kann. Das ist ein Punkt, 
an dem man massiv arbeiten 
muss.  

Ganz persönlich: Was bedeu-
tet Europa für Sie?
Christof Zernatto: Für mich be-
deutet Europa „Heimat“. Es ist 
ein sehr weiter Heimatbegriff , 
das ist mir vollkommen klar. 
Wenn wir es aus einer überge-
ordneten Perspektive sehen, 
fühlen wir uns heute durch die 
Möglichkeit der Reisefreiheit, 
durch die Möglichkeit mit sehr 
vielen Menschen auf diesem 
Kontinent zu kommunizieren, 
überall in Europa, bis zu einem 
gewissen Grad beheimatet. 

Ich glaube, dass dieses Gefühl 
weiterentwickelt werden muss, 
weil nur wenn dieses Gefühl 
selbstverständlich wird, dann 
wird auch ein gemeinsames 
Europa eine Selbstverständlich-
keit sein. H

„ Für mich bedeutet Europa Heimat.“

Christof Zernatto, Präsident des Europahaus Klagenfurt

Österreichische Föderation 
der Europahäuser (ÖFEH)
Die Österreichischen 
Europahäuser arbeiten in der 
politischen Europa-Bildung. 

Christof Zernatto
Seit Mai 2022 hat das 
Europahaus Klagenfurt mit 
dem ehemaligen Kärntner 
Landeshauptmann Christof 
Zernatto einen neuen 
Präsidenten. Als Österreich 
der EU beigetreten ist, war 
Zernatto in der Kärtner 
Landesregierung für diese 
Agenden zuständig. 

Kontakt: 
offi  ce@dieeuropahaeuser.at
www.dieeuropahaeuser.at
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Erodiert der Binnenmarkt?

Der Antipode der Europäischen Integration ist die 
Fragmentation. So sind es ja politische Überzeu-
gungen, die über lange Zeit die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit in Europa peu à peu voranbrach-
ten, und viele Beobachter:innen fragen sich nun, 
ob der Austritt des Vereinigten Königreichs (UK) 
der formale Startschuss für eine schleichende 
Erosion des europäischen Erfolgsprojekts ist.

Dass der BREXIT ein wirtschaftliches Desaster für das 
UK wird, lässt sich mittlerweile auch mit den aktuel-
len Wirtschaftskennzahlen belegen. Auch die Streik-
wellen in zentralen Sektoren der Daseinsvorsorge 
unterstreichen, dass auch vor dem Hintergrund un-
vorhersehbarer Krisen (z. B. Pandemie, Energiekri-
se) der protektionistische UK-Sonderweg deutliche 
Spuren der Verunsicherung hinterlassen hat. 

Daseinsvorsorge unter Druck

Das Beispiel UK zeigt, dass sinnloser Protektio-
nismus die Leistungserbringung von Kommunen 
und kommunalen Unternehmen erheblich ein-
schränken kann. Diese Feststellung gilt auch für 
das andere Extrem, den politischen Duktus einer 
grenzenlosen Liberalisierung. Auch wenn der Bin-
nenmarkt als einheitlicher Markt für rund 450 Mil-
lionen EU-Bürger:innen zweifelsohne ein Beispiel 
ökonomischer Prosperität ist, weist diese Erfolgs-
bilanz aus Sicht der öff entlichen, kommunalen und 
gemeinnützigen Wirtschaft durchaus einige Schat-
tierungen auf. Insbesondere in Zeiten der Mehr-
fachkrisen rückt die Bedeutung der lokalen Da-
seinsvorsorge in den Vordergrund, umfasst diese 
schließlich Leistungen, die mit Blick auf resiliente 
Infrastrukturen das Alltagsleben am Laufen halten 
und die regionale Wertschöpfung absichern. 

Der durch den EU-Binnenmarkt induzierte Abbau 
von Handelsbeschränkungen war speziell für eine 
kleine, off ene Volkswirtschaft wie Österreich ein 
erfolgversprechender Wendepunkt. Österreich 
hat von der wirtschaftlichen Öff nung in Richtung 
Mittel- und Osteuropa nicht nur als Investor im 
Vergleich zu anderen Mitgliedsländern überpro-
portional profi tiert, sondern ist durch die EU-Er-
weiterung auch als Wirtschaftseinheit ins geogra-
fi sche und ökonomische Zentrum gerückt. 

Grundlage für das Funktionieren des EU-Binnen-
marktes sind die Verträge der Europäischen Uni-
on und die zahlreichen von der Europäischen 
Kommission streng überwachten EU-Regelungen. 
In diesem Beitrag werden wir aus Perspektive der 
regionalen und kommunalen Daseinsvorsorge ei-
nige Kritikpunkte an der grenzenlosen Liberalisie-
rungslogik andeuten und Argumente formulieren, 
weshalb der europaweite Trend zur Rekommuna-
lisierung in relevanten Sektoren bei der Weiter-
entwicklung des EU-Binnenmarktes unterstützt 
werden soll. 

Während Städte Garanten für Daseinsvorsorge und regionale 
Wertschöpfung sind, ist der Binnenmarkt für den Österreichi-
schen Städtebund ein Meilenstein der Integration.

Für Johannes Schmid und Heidrun Maier ist der Binnenmarkt ein 
Meilenstein der Integration
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Daseins vorsorge ist 
das Rückgrat der EU

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Der Druck transnationaler Unternehmen, die mit 
Gewinnabsichten öff entliches Eigentum privati-
sieren, torpediert den regionalen und kommuna-
len Anspruch der breitenwirksamen Leistbarkeit 
relevanter Daseinsgrundfunktionen, was sich am 
Beispiel des Energiebinnenmarktes zeigen lässt. 
So ist die Entkoppelung der lokalen Strompro-
duktion von der EU-weiten Preisgestaltung für 
viele nicht mehr nachvollziehbar. Wenn rund 60 
Prozent des in Österreich produzierten Stroms 
aus Wasserkraft generiert wird und trotz massiver 
Energiezuschüsse vonseiten des Bundes regio-
nale und kommunale Dienstleister der Daseins-
vorsorge mit massiven Mehrkosten konfrontiert 
sind, dann wird der Liberalisierungsgedanke in 
Richtung Bestpreis in der Praxis konterkariert. Die 
hohen Mehraufwendungen treff en insbesondere 
Kommunen und Dienstleister der Daseinsvorsor-
ge am falschen Fuß, zumal die Finanzierung und 
Steuerung öff entlicher und gemeinnütziger Auf-
gaben schon vor den jüngsten Krisen hohe Finan-
zierungslücken ausgewiesen haben. 

Lektion der Mehrfachkrisen

Der berechtigte Lobgesang auf den Binnenmarkt, 
bedarf somit aus Sicht der öff entlichen, kommu-
nalen und gemeinnützigen Wirtschaft in Teilberei-
chen einer Kurskorrektur.

Speziell in Zeiten der Krise gilt es, die Interessen 
des Gemeinwohls vor jene der Gewinnmaximie-
rung Einzelner zu stellen und die europaweiten 
Trends der Rekommunalisierung in Richtung ge-
meinwohlorientierter Daseinsvorsorge zu stärken. 
Die krisenfeste Bereitstellung relevanter Infra-
strukturdienstleistungen hat sich bestens bewährt 
und sollte in der Weiterentwicklung des EU-Bin-
nenmarktes ausgebaut und gestärkt werden. Die 

Der Österreichische Städtebund ist die 
kommunale Interessenvertretung von 
insgesamt 258 Städten und größeren 
Gemeinden. Der Verein wurde 1915 
gegründet und hat heute neben Wien und den 
Landeshauptstädten praktisch alle Gemeinden 
mit über 10.000 Einwohner:innen als Mitglied.

Heidrun Maier ist Geschäftsführerin VÖWG 
Johannes Schmid ist stellvertretender General-
sekretär des Österreichischen Städtebunds 

Kontakt: 
 1082 Wien, Rathaus, Stiege 5, Hochparterre
 +43 1 4000-89980
 post@staedtebund.gv.at
 www.staedtebund.gv.at
 @staedtebund.at

Renaissance der Kommunalwirtschaft garantiert 
regionale Resilienz. H

Dies ist die gekürzte Fassung eines Textes von Heidrun 
Maier (Geschäftsführerin VÖWG) und Johannes Schmid 
(Stv-GS des Österreichischen Städtebunds), der in Ausgabe 
4/2023, Seite 50f, der Österreichischen Gemeindezeitung 
(ÖGZ – Magazin des Österreichischen Städtebunds; 
www.staedtebund.gv.at/oegz/aktuelle-oegz-ausgaben/) 
erschienen ist.

„ Die krisenfeste Bereitstellung relevanter Infrastrukturdienstleistungen 
hat sich bestens bewährt und sollte in der Weiterentwicklung 
des EU-Binnenmarktes ausgebaut und gestärkt werden.“

Johannes Schmid, stellvertretender General sekretär des Österreichischen Städtebunds
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Die Mindestlohnrichtlinie ist ein Meilenstein, sie 
bietet in allen Mitgliedstaaten einen Rahmen für 
den Schutz von Arbeitnehmer:innen. Sie wird 24 
Millionen Menschen eine Lohnerhöhung bringen 
und sicherstellen, dass alle Arbeitnehmer:innen ei-
nen Lohn bekommen, der ein menschenwürdiges 
Leben ermöglicht. Die Richtlinie soll gleiche Wett-
bewerbsbedingungen schaff en, indem sie verhin-
dert, dass Unternehmen Arbeitnehmer:innen in 
Niedriglohnländern einstellen, um zu sparen. Das 
wird den sozialen Zusammenhalt innerhalb der 
EU stärken und die Gefahr von Lohn- und Sozial-
dumping verringern. Die EU-Mindestlohnrichtlinie 
sorgt somit für soziale Gerechtigkeit und wirt-
schaftliche Stabilität in der EU.

Es geht aber auch um die Stärkung der Rechte 
von Arbeitnehmer:innen, um bessere Arbeits-
bedingungen und weniger Diskriminierung. Das 
soll über Kollektivverträge geregelt werden. Die 
Kommission fordert von allen Mitgliedstaaten 
eine Minimum-KV-Abdeckung von 80 Prozent. Ös-
terreich steht bei 98 Prozent, in anderen Ländern 
gibt es teilweise großen Nachholbedarf. Schaff en 
es die Länder nicht, zeitnah Maßnahmen zu set-
zen, müssen als Übergangsbehelf „angemesse-
ne“ gesetzliche Mindestlöhne eingeführt werden. 
Wir leben in einer Zeit großer Transformationen. 
Wir sind die erste Generation, die die Auswirkun-
gen der Klimakatastrophe erlebt und gleichzeitig 
die letzte, die noch etwas dagegen unternehmen 
kann. Die Klimakrise ist nicht nur eine ökologische 
Frage, sondern auch eine Klassenfrage. Deswe-
gen fordern die Gewerkschaften einen gerechten 
Übergang. Arbeitnehmer:innen dürfen nicht auf 
der Strecke bleiben, sie müssen optimal vorberei-
tet und qualifi ziert werden.

„Niemand verliebt sich in einen Binnenmarkt”, 
meinte Jacques Delors. Wenn man die Vorschlä-
ge der EU-Kommission zum 30-Jahr-Jubiläum 
analysiert, bestätigt sich das leider. Die Wettbe-
werbsfähigkeit der EU soll durch Maßnahmen wie 
dem „One-in, One-out“-Prinzip oder eine neue 
Folgenabschätzung der „kumulativen Auswirkun-
gen von Maßnahmen“ gesichert werden. Vor-
haben wie diese werden leider die Situation der 
Arbeitnehmer:innen nicht verbessern. 

Wie kann man Gewerkschaftsarbeit in Europa er-
folgreich gestalten? In der öff entlichen Wahrneh-
mung erscheint Gewerkschaftsarbeit vor allem 
als nationale Angelegenheit. Es gelingen aber mit 
vereinten Kräften beachtliche Erfolge – wie die EU-
Mindestlohnrichtlinie. Jahrelang wurde darum ge-
rungen, bis es endlich grünes Licht gab.

Der ÖGB freut sich über gemeinsame Erfolge wie die EU-Mindest-
lohnrichtlinie, sieht aber in vielen anderen Bereichen des europä-
ischen Binnenmarktes noch ein großes Verbesserungspotenzial.

Wolfgang Katzian möchte die Rechte der 
Arbeitnehmer:innen weiter stärken©
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müssen gestärkt werden
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Wichtige Säulen sind die Umsetzung der sozialen 
Rechte und Ergänzung der EU-Verträge durch ein 
soziales Fortschrittsprotokoll, um den Rechten 
der Arbeitnehmer:innen Vorrang zu geben und 
nicht wie bisher den Unternehmensinteressen. 
Beispiel ist der Energiecharta-Vertrag, der Ener-
giekonzernen die Möglichkeit gibt, Staaten vor 
privaten Schiedsgerichten zu verklagen, wenn sie 
Maßnahmen zum Klimaschutz, Energiepreisde-
ckel oder eine Übergewinnsteuer umsetzen wol-
len. Der Vertrag ist ein „Klimakiller” par excellence 
und auch angesichts der Infl ationskrise höchst 
problematisch. Ein Ausstieg Österreichs und der 
EU ist der einzig vernünftige Weg. Auch die Digi-
talisierung muss als Chance genutzt und nicht zur 
Aushöhlung von Arbeitnehmer:innen-Rechten 
missbraucht werden. Und beim Lieferkettenge-
setz gibt es noch viel Handlungsbedarf. Gewerk-
schaften fordern vehement, dass Unternehmen 
Arbeits- und Menschenrechte entlang der Wert-
schöpfungskette garantieren. Gleichzeitig muss 
die EU aus Krisen lernen: Lebensnotwendige Gü-
ter müssen zu leistbaren Preisen zur Verfügung 
stehen.

Demokratie muss gestärkt werden

Besonderes Anliegen ist die Stärkung von Frieden 
und Demokratie, die EU muss zu einer demokra-
tischeren Institution entwickelt werden. Sei es 
durch die Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip zu 
Mehrheitsentscheidungen, durch die Anerken-
nung von Gewerkschaftsrechten und Sozialstan-
dards als zwingende Beitrittsvoraussetzungen 
oder durch Sanktionen für Mitgliedstaaten, die 
demokratische Grundrechte verletzen.

Das ist zweifellos eine lange Liste. Wenn es mit 
vereinten Kräften und Unterstützung der Gewerk-

schaften gelingt, einiges davon voranzutreiben 
und zu realisieren, so wie wir das bei der Mindest-
lohnrichtlinie geschaff t haben, werden mehr Men-
schen die EU als das wertschätzen, was sie sein 
soll: ein großes Friedens- und Sozialprojekt. H

Der ÖGB ist eine überparteiliche 
Interessenvertretung unselbstständiger 
Erwerbstätiger mit 1,2 Millionen Mitgliedern. 
Der ÖGB und seine Gewerkschaften vertreten 
die Interessen der Arbeitnehmer:innen 
gegenüber Arbeitgeber:innen, Staat und 
Parteien, er wendet sich kompromisslos gegen 
jede Art von Diskriminierung, Rassismus, 
Faschismus und Diktatur. 

Wolfgang Katzian ist seit 2018 Präsident des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) 
und seit 2023 Präsident des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes.

Kontakt: 
 1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1
 +43 1 534 44 39
 oegb@oegb.at
 www.oegb.at
 @oegb.at
 @oegb_at
 @oegb.at/
 user/OEGBOnline
 @oegj.att 

„ Wenn es mit vereinten Kräften und Unterstützung der 
Gewerkschaften gelingt, einiges voranzutreiben und zu realisieren, 
so wie wir das bei der Mindestlohnrichtlinie geschafft haben, 
dann werden mehr Menschen die EU als das wertschätzen, 
was sie sein soll: ein großes Friedens- und Sozialprojekt.“

Wolfgang Katzian, Präsident des Österreichischen Gewerkschaftsbundes
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zu wohnen und zu arbeiten, für wichtig, während 
sich nur ein knappes Viertel gegenteilig äußert. 
Ein in etwa identes Bild zeigt sich in der Beurtei-
lung des freien Warenverkehrs. Das freie Angebot 
von Dienstleistungen wird von zwei Dritteln als 
wichtig erachtet, der freie Kapitalverkehr von etwa 
sechzig Prozent. 

Wenn es darum geht, die Vor- und Nachteile abzu-
wägen, die sich für unser Land durch die Teilnah-
me am Binnenmarkt ergeben, so ist zu erkennen, 
dass die Menschen in Österreich positiver bilan-
zieren, als dies noch zum 20. Jahrestag des ge-
meinsamen Marktes der Fall war. So sagen knapp 
drei Viertel, dass heimische  Konsument:innen 
vom Binnenmarkt profi tiert haben – ein Plus von 
14 Prozentpunkten – während weniger als ein 
Fünftel dezidiert Nachteile erkennt.

Knapp sechs von zehn Befragten – und damit 
zwölf Prozent mehr als im Herbst 2012 - erken-
nen für heimische Arbeitskräfte Vorteile. Drei von 
zehn stimmen dem nicht zu. Ähnlich werden die 
Auswirkungen des Binnenmarktes auf heimische 
Klein- und Mittelbetriebe bewertet, wobei auch 
hier die Zahl jener, die mehr Vor- als Nachteile se-
hen, um elf Prozentpunkte gewachsen ist.

Big Player profi tieren am stärksten

Als stärkste Profi teur:innen des gemeinsamen 
Marktes gelten den Österreicher:innen jedoch 
nach wie vor die heimischen Großunternehmen. 
Wie schon vor zehn Jahren haben fast 80 Prozent 
den Eindruck, dass der Binnenmarkt gerade den 
Big Playern von Nutzen ist.

Was lässt sich nun aus diesen Ergebnissen fol-
gern? Für eine kleine und exportorientierte 

Verlieben kann man sich in einen gemeinsamen 
Markt nicht. So hat es 1989 der ehemalige EU-
Kommissionspräsident Jacques Delors treff end 
formuliert. Nun ist der Binnenmarkt dreißig Jahre 
alt und wird hierzulande durchaus geschätzt, wie 
Daten der Österreichischen Gesellschaft für Euro-
papolitik zeigen.

Das gilt konkret für die Bewertung der vier Grund-
freiheiten, die die Basis des gemeinsamen Marktes 
sind. Sieben von zehn Befragten in Österreich hal-
ten die Personenfreizügigkeit, die es Bürger:innen 
der EU ermöglicht, in einem anderen Mitgliedstaat 

Eine repräsentative Umfrage der ÖGfE zeigt: Die 
Österreicher:innen haben die vier Grundfreiheiten 
des Binnenmarktes schätzen gelernt.

Paul Schmidt wünscht sich mehr Dynamik im Binnenmarkt
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Volkswirtschaft wie Österreich ist die Teilnahme 
am EU-Binnenmarkt essenziell. Der Wegfall von 
Grenzkontrollen, Zöllen oder Kontingentierungen 
ermöglicht den größten einheitlichen Markt der 
Welt, der auch die globale Rolle Europas stärkt. 
Konsument:innen profi tieren von größerer Pro-
duktauswahl und günstigeren Preisen, die freie 
Wahl von Wohnsitz und Arbeitsort fördert die in-
nereuropäische Mobilität und bringt neue Mög-
lichkeiten und Chancen – vor allem auch für die 
junge Generation.

Stabiler Grundpfeiler 
der Integration
Der Binnenmarkt erweist sich in einer von vielen 
Krisen und Herausforderungen geschüttelten EU 
als stabiler Grundpfeiler der Europäischen Inte-
gration. Gerade in unsicheren Zeiten ist der ge-
meinsame Wirtschaftsraum ein Beleg dafür, was 
die EU zu leisten vermag, wenn sich die Mitglied-
staaten einig zeigen. Vergleichbar der gemeinsa-
men Währung steckt im Binnenmarkt auch ein 
Stück europäischer Identität. Sein Mehrwert – und 
das ist für eine positive Bewertung bei den Men-
schen essenziell – ist im Alltag greifbar, seine Vor-
züge für jede und jeden spürbar. 

Doch der Binnenmarkt ist noch nicht vollen-
det. Neben der strategischen Unabhängigkeit 
und grünen Transformation in Europa muss ein 
zukunftstauglicher Markt insbesondere auch 
den Ausbau grenzüberschreitender Rechte von 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen vo-
rantreiben, dem Steuerwettbewerb unter den 
Mitgliedsländern Grenzen setzen sowie eine Stär-
kung der Sozialsysteme und die Intensivierung 
des sozialen Dialogs stärker berücksichtigen und 
sich schon jetzt für etwaige kommende EU-Erwei-

Paul Schmidt ist seit September 2009 
Generalsekretär der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE). Davor 
war er für die Oesterreichische Nationalbank 
in Wien und als Stellvertretender Leiter 
der Repräsentanz in Brüssel tätig. Schmidt 
studierte Internationale Beziehungen, 
Politikwissenschaften und Publizistik an 
Universitäten in Österreich, Spanien und den 
USA und ist Absolvent der Diplomatischen 
Akademie in Wien. Der Fokus seiner berufl ichen 
Tätigkeit ist die Analyse und Diskussion 
aktueller Herausforderungen der Europäischen 
Integration. 

Kontakt: 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
(ÖGfE)

 europa@oegfe.at 
 www.oegfe.at
 @oegfe
 @oegfe 
 @oegfe

terungen wappnen. Die Ausweitung des Euro- und 
Schengenraums wäre schließlich ein weiterer Fak-
tor, um dem gemeinsamen Markt mehr Dynamik 
zu verleihen und den grenzüberschreitenden Aus-
tausch zu fördern. H

„ Zum Verlieben ist er zwar nicht, der Binnenmarkt. 
Aber als Grundpfeiler der Europäischen Integration hat er sich 
sehr bewährt und seine Vorteile werden von den Österreicher:innen 
geschätzt. Jetzt gilt es, ihn im Sinne der grünen Transformation und 
des sozialen Dialogs weiterzuentwickeln.“

Paul Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik
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Der Europäische Binnenmarkt ist vermutlich die 
größte Errungenschaft des europäischen Integ-
rationsprojekts. Heute umfasst er 27 Staaten mit 
etwa 450 Millionen Einwohnern. 

Schätzungen zufolge schuf der EU-Binnenmarkt 
seit seiner Gründung im Jahr 1993 in Europa 56 
Millionen zusätzliche Arbeitsplätze, 70 Prozent der 
Warenexporte kleiner und mittlerer Unterneh-
men sowie einen Warenhandel, der rund 25 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts der Europäischen 
Union (EU) ausmacht. 

Dieses Jahr feiert der Binnenmarkt sein 30-jäh-
riges Jubiläum. Ursprünglich lediglich als Frei-
handelsraum ohne tarifäre oder nichttarifäre 
Handelshemmnisse zwischen seinen Mitgliedern 
konzipiert, entwickelte er sich in den letzten 30 
Jahren zu einem Hort der Freiheit, des Fortschritts, 
des Wachstums, der Möglichkeiten und eines ge-
teilten Wohlstandes.

Binnenmarkt muss sich 
weiterentwickeln
Trotz all dieser Errungenschaften muss und wird 
sich dieser Binnenmarkt auch in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten weiterentwickeln.

Dabei lassen sich große wirtschaftliche Potenzia-
le, insbesondere im Dienstleistungsbereich erken-
nen.  

Der EU-Binnenmarkt entwickelte sich für die ÖVP in den letz-
ten 30 Jahren zu einem Hort der Freiheit, des Fortschritts, des 
Wachstums, der Möglichkeiten und des geteilten Wohlstandes.

Carmen Jeitler-Cincelli setzt sich für eine weitere Vertiefung 
des Binnenmarktes ein©
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Hort der Freiheit, des Fort -
schritts und des Wohlstandes
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Als Herzstück Europas steht allerdings auch der 
EU-Binnenmarkt angesichts der aktuellen globa-
len Unsicherheiten vor zahlreichen Herausforde-
rungen. Die jüngsten Krisen wie die COVID-19-Pan-
demie, der Krieg in unmittelbarer Nachbarschaft 
und die Energiekrise zeigen, wie fragil der EU-Bin-
nenmarkt in Krisenzeiten sein kann. 

Barrieren wurden reduziert, 
der freie Handel erleichtert
Trotz der Herausforderungen, die noch bestehen, 
hat der EU-Binnenmarkt bereits bedeutende Fort-
schritte bei der Förderung grenzüberschreitender 
Tätigkeiten erzielt. Europäische Vorschriften ha-
ben dazu beigetragen, Barrieren zu reduzieren 
und den freien Warenverkehr zu erleichtern. 

Es wurden Bemühungen unternommen, die Um-
setzung der Dienstleistungsrichtlinie zu verbes-
sern und die Entsendung von Arbeitnehmer:innen 
zu erleichtern. Zudem gibt es Initiativen, um na-
tionalen Protektionismus und diskriminierende 
Maßnahmen zu bekämpfen. 

Integration des Binnenmarktes 
schreitet voran
Obwohl es noch Unterschiede in den Steuersys-
temen gibt, wurden bereits Maßnahmen ergrif-
fen, um diese anzunähern. Insgesamt schreitet 
die Integration des EU-Binnenmarktes voran und 
bietet weiterhin Chancen für Unternehmen und 
Investor:innen.

Die Europäische Union, aber auch Österreich sind 
auf einen gut funktionierenden Binnenmarkt an-
gewiesen. Darum nehmen wir das 30-jährige Jubi-

Abg.z.NR Carmen Jeitler-Cincelli ist als 
eine von sechs österreichischen Delegierten 
ordentliches Mitglied der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates.

Kontakt: 
Die Volkspartei

1010 Wien, Lichtenfelsgasse 7
+43 1 40126-0
email@oevp.at
www.dievolkspartei.at

 @volkspartei
 carmen.jeitler-cincelli@parlament.gv.at 
 @carmenjeitler
 @carmenjeitler
 @Volkspartei

läum zum Anlass, an der Weiterentwicklung und 
Vertiefung des EU-Binnenmarktes zu arbeiten, um 
ihn für uns und alle zukünftigen Generationen zu 
sichern. 

Alles Gute zum Jubiläum, lieber Binnenmarkt! H

„ Europäische Vorschriften haben dazu beigetragen, 
Barrieren zu reduzieren und den freien Warenverkehr zu erleichtern.“

Carmen Jeitler-Cincelli, ordentliches Mitglied der Parlamentarischen Versammlung des Europarates
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Wie fällt Ihre persönliche 
Bilanz zu 30 Jahren Binnen-
markt aus?

Jörg Leichtfried: In den 30 Jah-
ren seines Bestehens hat der 
Europäische Binnenmarkt Ei-
nigkeit und Chancen gebracht. 
Gleichzeitig ist der Binnenmarkt 
einer der Eckpfeiler der euro-
päischen Integration. Durch 
ihn wird der freie Verkehr von 
Waren, Dienstleistungen, Kapi-
tal und Personen innerhalb der 
Europäischen Union genauso 
wie innerhalb eines einzelnen 
Mitgliedstaates realisiert. Die 
Harmonisierung und die ge-
genseitige Anerkennung von 
Normen ermöglichen, dass Un-
ternehmen ihre Produkte auf 
einem gemeinsamen Markt mit 
über 450 Millionen Menschen 
verkaufen können.
Die Beseitigung von Hindernis-
sen hat zu einem erheblichen 
Anstieg des Handels inner-
halb der EU geführt. Die EU-
Bürger:innen profi tieren nicht 
zuletzt von hohen Produktsi-
cherheitsstandards und kön-
nen in jedem EU-Land studie-
ren, leben und arbeiten. 
In Zeiten von Covid-19 ist der 
Binnenmarkt allerdings an sei-
ne Grenzen gekommen. Es ist 
daher in unser aller Interesse, 
den Binnenmarkt für zukünf-
tige Herausforderungen zu 

Kräfte wie Verbände, Vereine 
und Parteien tun, um die Eu-
ropastimmung in Österreich 
zu verbessern?

Jörg Leichtfried: Wir alle spie-
len eine wichtige Rolle, wenn 
es darum geht, die Europa-
stimmung in Österreich zu ver-
bessern. Vieles wird aktuell als 
selbstverständlich angesehen, 
weil es zur Norm geworden ist 
und auch funktioniert. 
Ich bin – wie sagt man so schön 
– leidenschaftlicher Europäer, 
aber es muss auch in Ordnung 
sein, Dinge anzusprechen, die 
in Europa (noch) nicht funktio-
nieren und gemeinsam Lösun-
gen zu fi nden. Hier müssen wir 
alle – über Parteigrenzen hin-
weg – konstruktiv zusammen-
arbeiten, um das beste für die 
Bürger:innen raus zu holen. 

Werfen wir einen Blick auf 
die Zukunft des EU-Binnen-
marktes bzw. der EU: Was 
sind Ihrer Meinung nach die 
wichtigsten Herausforderun-
gen für die nächsten Jahre?

Jörg Leichtfried: Auch 30 Jahre 
nach seiner Einführung ist er 
noch nicht vollendet. Es verblei-
ben immer noch einige Hinder-
nisse und der Markt steht vor 
neuen Herausforderungen wie 
dem digitalen Wandel und dem 

wappnen und widerstandsfähi-
ger zu machen. 

Konnte Österreich profi tie-
ren? Wo wurden Erwartun-
gen enttäuscht?

Jörg Leichtfried: Der Europä-
ische Binnmarkt ist eine wich-
tige Errungenschaft, trotzdem 
stimmt mich dieses Jubiläum 
ein wenig nachdenklich. Aus 
dem EU-Wohlstandsverspre-
chen ist nämlich ein harter 
Kampf um die niedrigsten 
Standards geworden. Die Teu-
erung von Baumaterialien und 
Energie sowie Lieferengpässe 
führen zu Verzögerungen und 
starken Preisanstiegen. Gerin-
gere Gewinne und Umsatzrück-
gänge verschärfen den Wettbe-
werb. Folglich wird auf billigere 
entsandte Arbeitnehmer:innen 
zurückgegriff en. Österreich ist 
dabei (relativ zur Größe) das 
Top-Zielland für Entsendungen. 
Den Bausektor triff t der Un-
terbietungswettbewerb beson-
ders hart: Untersuchungen 
der Bauarbeiter-, Urlaubs- und 
Abfertigungskasse zeigen, dass 
fast 50 Prozent der ausländi-
schen Entsendefi rmen nicht die 
kollektivvertraglich festgeleg-
ten Löhne einhalten. Das ist ein 
immenses Problem. 

Was können gesellschaftliche 

Teuerung und Klimakrise stellen die EU vor große 
Heraus forderungen. Die SPÖ erwartet sich gemein-
same Antworten und entschlossene Maßnahmen.

EU-Binnenmarkt muss 
widerstandsfähiger werden

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Übergang zu einer weniger 
kohlenstoffi  ntensiven und auch 
nachhaltigen Wirtschaft. Und 
wie bereits erwähnt: Auch das 
Problem bei den Entsendungen 
muss gelöst werden. 

Russlands Angriff skrieg ge-
gen die Ukraine hat eine Zei-
tenwende eingeläutet. Wie 
sollte Europa reagieren?

Jörg Leichtfried: Den Begriff  
„Zeitenwende“ fi nde ich sehr 
passend. Europa wurde als 
Friedensprojekt gegründet. Ei-
nen Krieg quasi vor der Haus-
türe konnten sich wohl die we-
nigsten vorstellen. 
Dass sich Europa in dieser Fra-
ge so geeint und solidarisch 
zeigt und auch schnell reagiert, 
hat wohl viele positiv über-
rascht und zeigt, dass die feh-
lende Handlungsfähigkeit, die 
der EU oftmals attestiert wird, 
in diesem Fall nicht gerechtfer-
tigt ist. 
Die Solidarität der EU und Ös-
terreichs der Ukraine gegen-
über muss jedenfalls bestehen 
bleiben, aber ich muss schon 
sagen, dass mich die Aufrüs-
tung weltweit doch wirklich 
nachdenklich stimmt und be-
unruhigt. 

Wie bewerten Sie die aktu-
elle wirtschaftliche Lage der 

EU im internationalen Ver-
gleich?

Jörg Leichtfried: Die Heraus-
forderungen für die EU-Mit-
gliedstaaten sind angesichts 
der aktuellen Teuerungs- und 
Klimakrise groß. Die Handlun-
gen der EU sind im Vergleich zu 
anderen großen Wirtschaftsna-
tionen wie den USA aber leider 
enttäuschend. 
Weder werden entschlossene 
Maßnahmen im Kampf gegen 
die Teuerung gesetzt – etwa 
durch einen gezielten Eingriff  
in den Energiemarkt samt einer 
Besteuerung von Übergewin-
nen – noch kann man sich bis-
lang auf ein großes Programm 
von europäischen Rekordinves-
titionen in die Klimawende als 
entschlossene Antwort auf den 
Infl ation Reduction Act der USA 
einigen. 
Die hohe Infl ation führt in wei-
ten Teilen der EU zu erhebli-
chen Kaufkraftverlusten, was 
sich auf den Konsum nieder-
schlägt. Die mangelnden Inves-
titionen in die Energiewende 
könnten mittel- bis langfristig 
zu einem Verlust an Arbeits-
plätzen führen. H
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„ Die EU-Bürger:innen pro�itieren von 
hohen Produktsicherheitsstandards und 
können in jedem EU-Land studieren, 
leben und arbeiten.“

Jörg Leichtfried, Abgeordneter zum Nationalrat

Jörg Leichtfried wünscht sich von der 
EU entschlossene Maßnahmen

Jörg Leichtfried ist 
Nationalratsabgeordneter 
sowie Bereichssprecher für 
Medien, Verfassung und 
Europäische Union.
Zuvor war der Steirer 
Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie. 

Kontakt: 
SPÖ Bundesorganisation

 1010 Wien, Löwelstr. 18
 kontakt@spoe.at
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Erst der Binnenmarkt hat den freien Verkehr von 
Waren, Dienstleistungen, Personen und Kapital 
in der EU ermöglicht und damit zu einer weitge-
henden Marktintegration zwischen den Volkswirt-
schaften der EU-Mitgliedstaaten geführt.

Als exportorientierte Volkswirtschaft hat Öster-
reich von Beginn an zu den Top-Profi teuren des 
freien Warenverkehrs gezählt. Die off enen Gren-
zen haben der heimischen Wirtschaft nicht nur 
überdurchschnittlich hohe Steigerungen im Ex-
port gebracht, sondern in vielen Sektoren auch 
kräftige Einkommenszuwächse und insgesamt ein 
deutliches Plus bei ausländischen Direktinvestiti-
onen. 

Europäisches Erfolgsprojekt

Für den internationalen Erfolg des Binnenmarkt-
projekts spricht auch, dass der gemeinsame Markt 
heute sowohl EU- als auch Nicht-EU-Länder um-
fasst: So nehmen Island, Liechtenstein und Norwe-
gen über den Europäischen Wirtschaftsraum, den 
sie mit der EU errichtet haben, an den vielfältigen 
Vorteilen und Freiheiten des Binnenmarktes teil. 
Die Schweiz hat ein bilaterales Abkommen mit der 
EU geschlossen, durch welches dem Land ein ex-
klusiver Zugang zum Binnenmarkt ermöglicht wird.

Der Binnenmarkt ist somit eine starke und trag-
fähige Kraft bei der Bewältigung von gemeinsa-
men Herausforderungen, wie sich unter anderem 
beim Umgang mit der Covid-19-Pandemie oder 
der Energiekrise gezeigt hat. Auch bei der Suche 
nach gemeinsamen Lösungen zur Bekämpfung 
des Klimawandels oder der Digitalisierung der 
europäischen Wirtschaft zeigen sich die Mitglied-
staaten des Binnenmarktes als geschlossene und 
zukunftsorientierte Gemeinschaft.

Am 1. Jänner 1993 von den damals zwölf Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union geschaff en, 
ist der Binnenmarkt ohne Zweifel eine der größ-
ten gemeinsamen Errungenschaften der euro-
päischen Bürgerinnen und Bürger und zentraler 
Faktor der europäischen Integration. Wenn wir 
heuer das 30-jährige Jubiläum des Binnenmarktes 
feiern, dann gehören die Erleichterungen, die der 
gemeinsame Marktplatz für die österreichische 
Volkswirtschaft gebracht hat, ganz selbstverständ-
lich zu unserem Alltag. Oft vergessen wir daher, 
dass die grenzüberschreitende wirtschaftliche 
Zusammenarbeit früher mit zahlreichen Hürden 
verbunden war.

Für die WH Media ist der Binnenmarkt ein einzigartiges 
Erfolgsprojekt. Im Rundfunkbereich bleiben jedoch noch 
Hausaufgaben off en.

Marcin Kotlowski sieht Österreich auf der Gewinnerseite
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Die Basis für den zukünftigen Erfolg des Bin-
nenmarktes sind die einzigartigen Vorteile des 
gemeinsamen Marktes für die europäische Ge-
meinschaft und die Volkswirtschaften der Mit-
gliedstaaten. Dazu gehören:

• Die gegenseitige Anerkennung ermöglicht es 
Unternehmen, ihre Produkte auf einem Markt 
mit mehr als 450 Millionen Menschen zu ver-
kaufen.

• Die Beseitigung von Hindernissen hat zu einem 
deutlichen Anstieg des Handelsvolumens in-
nerhalb der Europäischen Union geführt.

• Der Binnenmarkt hat dazu beigetragen, die EU 
zu einem der mächtigsten Handelsblöcke der 
Welt zu machen, gleichauf mit anderen globa-
len Handelsmächten wie den USA und China.

• Die EU-Bürger:innen profi tieren von hohen Pro-
duktsicherheitsstandards und können in jedem 
EU-Land studieren, leben, arbeiten und sich zur 
Ruhe setzen.

Neue Herausforderungen warten

Der EU-Binnenmarkt ist das Herzstück Europas, 
doch steht er angesichts der aktuellen globalen 
Unsicherheiten vor zahlreichen Herausforderun-
gen. So führten uns zuletzt Krisen wie die COVID-
19-Pandemie, der Ukraine Krieg und die Energie-
krisen deutlich vor Augen, wie zerbrechlich der 
EU-Binnenmarkt in instabilen Zeiten sein kann. 
Da die Europäische Union heute mehr denn je auf 
einen funktionierenden Binnenmarkt angewiesen 
ist, sollte das Jubiläum auch zum Anlass genom-
men werden, um an der Weiterentwicklung und 
Vertiefung des Binnenmarktes zu arbeiten. Denn 
nur durch zielgerichtete Verbesserungsmaßnah-
men kann der Binnenmarkt seine Stärke auch in 
den kommenden 30 Jahren voll entfalten. Für die 

Marcin Kotlowski ist Geschäftsführer der 
WH Media GmbH.

WH Media steht für regionalen, hochwertigen 
Content und Wiener Know-How. Diesen Content 
produziert und vermittelt das Unternehmen mit 
viel Erfahrung und modernsten Technologien. 
Gemeinsam mit den Kund:innen werden 
Ziele defi niert und maßgeschneiderte 
Kommunikationslösungen entwickelt – über 
kulturelle, sprachliche und technische Grenzen 
hinaus. 

Kontakt: 
W24 - Das Wiener Stadtfernsehen / WH Digital
R9 Regional TV Austria
Stadt Wien | Internationale Büros
WH-Interactive

 1010 Wien, Renngasse 5/4
 +43 1 368 34 24
 offi  ce@wh-m.at
 @w24TV
 @wien24
 @w24tv

Zukunft wünsche ich mir daher eine geordnete 
Regulierung des europäischen Rundfunks, die den 
zerklüfteten europäischen Rundfunkmarkt und 
seine Bedeutung für die Demokratieentwicklung 
berücksichtigt. H

„ Für die Zukunft wünsche ich mir eine geordnete Regulierung 
des europäischen Rundfunks, die den zerklüfteten 
europäischen Rundfunkmarkt und seine Bedeutung 
für die Demokratieentwicklung berücksichtigt.“

Marcin Kotlowski, Geschäftsführer WH Media
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Europa muss sich 
besser wappnen
Europa ist gefordert, sich gegen die immer stärker 
werdende Konkurrenz in der globalen Wirtschaft 
besser zu wappnen. Der gemeinsame Binnen-
markt spielt daher eine wichtige Rolle, um For-
schung und Innovation zu Gunsten des Klima-
schutzes und der Digitalisierung voranzutreiben 
und  gemeinsame Herausforderungen zu meistern. 

Österreich zählt dabei zu jenen Ländern, die die 
Vorteile des gemeinsamen europäischen Mark-
tes besonders gut für sich nutzen können – durch 
mehr Wachstum, mehr Jobs und zusätzliche Chan-
cen unserer Betriebe. Die Gleichung: Die EU ist für 
Österreich Heimat und Heimmarkt – und das lässt 
sich lückenlos belegen:

• 7 von 10 Euro im Außenhandel wickeln unsere 
Betriebe mit der EU ab, die heimischen Expor-
te in die 26 anderen EU-Mitgliedstaaten haben 
sich seit dem EU-Beitritt 1995 von 33 Milliarden 
auf 133 Milliarden Euro im Jahr 2022 mehr als 
vervierfacht.

• Insgesamt gibt es mittlerweile rund 63.100 rot-
weiß-rote Exportbetriebe, die überwiegende 
Mehrheit sind Klein- und Mittelbetriebe. Fast 
jeder zweite Job ist in Österreich direkt oder in-
direkt durch den Export gesichert.

• Durch den Wegfall der EU-Binnengrenzen er-
sparen sich die heimischen Betriebe im EU-Ex-
port rund 2,65 bis 6,5 Milliarden Euro im Jahr. 

• Österreich ist durch den EU-Beitritt der mit-
tel- und osteuropäischen Staaten in das geo-
grafi sche und wirtschaftliche Zentrum der 
EU gerückt. Allein die Ausfuhren nach Polen, 
Tschechien, in die Slowakei, Ungarn und Slowe-
nien haben sich mehr als versiebenfacht - von 4 
Milliarden (1995) auf 30,9 Milliarden Euro.

Ein gemeinsamer Markt für rund 450 Millionen 
Menschen, 56 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze, 
eine Wirtschaftsleistung von 14,5 Billionen Euro 
– die Bilanz der ersten 30 Jahre des EU-Binnen-
marktes kann sich sehen lassen. De facto ziehen 
wir damit Fazit über den größten Erfolg der euro-
päischen Integration, der gleichzeitig zu den „unfi -
nished businesses“ der Europäischen Union zählt. 

Denn die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Eu-
ropas als globale Marktmacht verlangt nach ei-
ner steten Weiterentwicklung. Corona-Pandemie, 
Russlands Angriff skrieg gegen die Ukraine und die 
Energiekrise haben gezeigt, wie fragil der EU-Bin-
nenmarkt in Krisenzeiten sein kann. Die Welt er-
lebt geopolitisch gerade ihre größte Veränderung 
seit dem Zweiten Weltkrieg. 

Österreichs Wirtschaft hat die Vorteile des gemeinsamen 
Marktes gut genützt. Das Jubiläum ist für die Wirtschafts-
kammer Anlass, den Binnenmarkt weiterzuentwickeln.  

Mariana Kühnel sieht Österreich als Gewinner des gemeinsamen Marktes
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Was der EU-Binnenmarkt 
jetzt braucht
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• Die jährlichen Neuinvestitionen ausländischer 
Unternehmen in Österreich sind im Zeitraum 
1995-2021 im Vergleich zu den drei Jahren vor 
unserem EU-Beitritt mit durchschnittlich sieben 
Milliarden Euro auf das Fünff ache gestiegen. 
Der Bestand an Direktinvestitionen hat sich von 
16 Milliarden Euro 1995 auf 188 Milliarden Euro 
2021 erhöht.

WKÖ-Forderungsprogramm für 
mehr EU-Wettbewerbsfähigkeit
Angesichts der Herausforderungen, die vor der 
Europäischen Union liegen, muss es das gemein-
same Interesse sein, den Binnenmarkt weiter 
zu stärken und resilienter zu gestalten. Wettbe-
werbsfähigkeit darf kein Schlagwort sein, sondern 
muss mit Durchschlagskraft in klugen Maßnah-
men umgesetzt werden. 

Die WKÖ hat dazu ein 10 Punkte umfassendes For-
derungsprogramm erstellt und an Vertreter:innen 
von Bundesregierung, EU-Kommission und Euro-
paparlament übermittelt.  

Als besonders vordringlich werden folgende Punk-
te eingestuft:

• Bürokratieabbau und das Vermeiden über-
bordender Belastungen für Unternehmen. 

• Ein klarer Fokus auf den Dienstleistungs-
binnenmarkt, wo große Potenziale liegen – 
insbesondere auch für junge und wachsende 
Unternehmen – derzeit in der Praxis aber noch 
viele Hürden bestehen. 

• Eine Ausdehnung der Schengen-Zone, um die 
vollen Potenziale des Binnenmarktes heben zu 
können. 

• Die frühzeitige Implementierung von Binnen-

Die Wirtschaftskammern Österreichs 
vertreten mehr als 540.000 Mitgliedsbetriebe. 
Als starke Stimme der Unternehmen setzen 
wir uns für eine zukunftsorientierte und 
wirtschaftsfreundliche Politik ein.

Mariana Kühnel ist Generalsekretär-
Stellvertreterin der Wirtschafts kammer 
Österreich. 

Kontakt: 
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien

 eu@wko.at 
 www.wko.at

marktregeln in Beitrittskandidatenländern.
• Eine weitere Ausdehnung der Euro-Zone auf 

alle Staaten des Binnenmarktes.

Unser Ziel: Aus einem unfertigen einen fertigen 
und voll funktionsfähigen Binnenmarkt machen. 
Wir wollen, dass sich Europa selbst die Chance 
erarbeitet, seine vollen Potenziale auszuschöpfen 
und damit resilienter und wettbewerbsfähiger in 
die Zukunft geht. Der EU-Binnenmarkt muss un-
ser Generalschlüssel sein, mit dem wir befähigt 
sind, Europas Wettbewerbsfähigkeit aufzusperren 
und damit die Türen für die Bürger:innen und Un-
ternehmen weit öff nen können. H

„ Der EU-Binnenmarkt muss unser Generalschlüssel sein, 
mit dem wir befähigt sind, Europas Wettbewerbsfähigkeit 
aufzusperren und damit die Türen für die Bürger:innen und 
Unternehmen weit öffnen können.“

Mariana Kühnel, Generalsekretär-Stellvertreterin der Wirtschafts kammer Österreich
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Vorteile einer Mitgliedschaft 
im EBC der EBÖ:
• Vernetzung mit Stakeholdern aus 

Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft
• Logo „Mitglied der Europäischen Bewegung 

Österreich“
• Zugang zu Infos & Events von EBÖ & European 

Movement International (EMI)
• Mitglied im Unternehmensbeirat der EBÖ
• Teilnahme an EU-Netzwerk- & Strategie-

Workshops H

Der European Business Circle (EBC) wurde Anfang 
2023 auf Initiative von EBÖ-Präsident Christoph 
Leitl gegründet. Der Fokus der Aktivitäten liegt auf 
standortrelevanten Themen, die für die nachhal-
tige Entwicklung heimischer Betriebe von Bedeu-
tung sind.

Das Besondere beim European Business Circle ist, 
dass Themen auf europäischer Ebene von Anfang 
an begleitet und entsprechende Vorstellungen, 
Sachargumente und Lösungsvorschläge dazu ein-
gebracht werden können. So soll bereits bei der 
Entwicklung neuer Themen – lange bevor sie in 
konkreten Vorschlägen vorliegen – aktiv mitgear-
beitet, Informationen entsprechend aufbereitet 
und Ideen eingebracht werden. 

Für diese Themen setzt sich 
der EBC ein:
• Technologieoff enheit
• Innovationsförderung
• Fachkräfteausbildung
• Kapitalmarktausbau
• Energiekostensenkung
• Handelsabkommen
• Lieferkettenverantwortung ohne 

große bürokratische Belastungen

Der European Business Circle (EBC) der EBÖ setzt sich 
für eine stärkere Berücksichtigung von Standortfragen 
ein und öff net ergänzende Kommunikationskanäle.

European Business Circle:
Zielgerichtete Vernetzung

„ EUROPA braucht Options-, Impact- 
und Risk-Assessment mit 
Life-Time-Circle-Analysis.“

Dr. Paul Rübig, MEP a.D., Mitglied des 
Verwaltungsrats des EIT, Mitglied EWSA
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Weitere Infos und Kontakt:
European Business Circle

 christoph.leitl@eb-austria.eu

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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„ 2016 wurde die europäische Tabakproduktrichtlinie in 
Österreich umgesetzt. Sieben Jahre danach haben wir 27 
unterschiedliche einzelstaatliche Gesetzgebungen. Das Ziel der 
Binnenmarktharmonisierung wurde weitestgehend verfehlt. 
Gerade vor dem Hintergrund des europäischen Plans zur 
Krebsbekämpfung (Europe‘s Beating Cancer Plan) sollte das 
Jubiläum Anlass geben, eine ernsthafte Diskussion darüber 
zu führen, wie gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen 
werden können, die zum Gesundheitsschutz beitragen 
und das Potenzial von risikoreduzierten Produkten zur 
vollen Entfaltung bringen, damit immer mehr erwachsene 
Raucherinnen und Raucher auf diese Alternativen umsteigen.“

Jochen Hiller, 
Geschäftsführer von British American Tobacco (Austria) GmbH

„ Wir bei BLITZBLANK sind sehr stolz darauf, nun auch 
Mitglied der Europäischen Bewegung Österreich zu sein! 
Gerade in unruhigen Zeiten, ist ein starker europäischer 
Binnenmarkt von höchster Bedeutung für unser Land. Wir 
freuen uns deshalb besonders, hier einen kleinen Beitrag 
leisten zu dürfen.“

Mario Reichel, Geschäftsführer von BLITZBLANK 
Reinigung Dienstleistungsunternehmen GmbH

„ Der Europäische Binnenmarkt hat es uns erleichtert, unsere 
auf fünf Kontinenten erworbenen Kompetenzen in Europa 
einzusetzen und so die Dienstleistungen in den Bereichen 
Schwermaschinenbau, Wasserkräfte, erneuerbarer Energie, 
Bau- und Industrie zu verbessern.“

Sergio Trombini, Präsident der ATB Group
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Europäische Bewegung 
Österreich (EBÖ)

Gemeinsam für Europa: EMI-Präsidentin Eva Maydell, 
Christoph Leitl, Sabine Radl (v.l.n.r.)
©

 E
BÖ

Die Europäische Bewegung Österreich (EBÖ), ge-
gründet am 9. Juli 1958, ist eine überparteiliche 
Plattform von Interessengruppen in Zivilgesell-
schaft, Politik und Wirtschaft in Österreich. 

Als nationale Sektion der 1948 gegründeten Euro-
päischen Bewegung International (EMI) mit Sitz in 
Brüssel ist die EBÖ Teil des größten und ältesten 
pro-europäischen zivilgesellschaftlichen Netzwer-
kes in Europa.

Die EBÖ setzt sich für die Stärkung des Europa-
gedankens und die Förderung der europäischen 
Integration auf allen politischen Ebenen sowie die 
Aktivierung der Bürgerinnen und Bürger im Sinne 
der europäischen Einigung ein. H

 Europa-Kommunikation 
und Öff entlichkeits arbeit 

 Vernetzung 
der Mitglieder

 Kooperation durch diverse 
Info-Formate (z. B. EBÖ Exklusiv 
Hintergrund-Briefi ng)

 Multiplikator:innen-
kampagnen 

 Veranstaltungen

 gemeinsame Grundsatz-
positionier ungen zur österreichi-
schen Europapolitik und zur 
Weiterentwicklung der EU

Plattform für pro-europäische Kräfte 
in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft

Hauptaktivitäten der EBÖ

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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Präsident
• Dr. Christoph Leitl

Vizepräsident:innen
• BM a.D. NR-Abg. Mag. Jörg Leichtfried, SPÖ
• BM a.D. Dr. Friedhelm Frischenschlager
• MEP Dr. Othmar Karas, VP EU-Parlament
• Abg.z.NR Josef Muchitsch, Vorsitzender GBH
• Dr. Ewald Nowotny, Präsident ÖGfE
• MEP Evelyn Regner, VP EU-Parlament
• MEP Dr.in Monika Vana, Grüne

Vorstandsmitglieder 
• Renate Anderl, Arbeiterkammer
• Sabir Ansari, Bundes Jugend Vertretung
• Mag. Christian Buchmann, EYFON
• Mag.a Elisabeth Dittrich, AEDE Österreich
• BM a.D. Dr. Werner Fasslabend, ÖFEH
• BM a.D. Dr.in Monika Forstinger, proquest
• NR-Abg. Mag.a Carmen Jeitler-Cincelli, BA, ÖVP
• Wolfgang Katzian, ÖGB
• Mag. Marcin Kotlowski, WH Media
• DI Ferdinand Lembacher, LKÖ
• Alexander Lesigang, Österreichischer Städtebund
• MMag. Christian Mandl, WKÖ
• Dr. Franz Nauschnigg, ELEC
• Mag. Alfred Riedl, Österreichischer Gemeindebund
• Dr. Gerhard Riemer, Industriellenvereinigung
• NR-Abg. Dr. Niki Scherak, MA, NEOS
• Mag. Paul Schmidt, ÖGfE

Die EBÖ ist Mitglied von European Movement International und steht parteiübergreifend für die Förderung des Europa-Gedankens
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Präsidium & Vorstand (2022–2024) Mitgliedsverbände

• Arbeiterkammer Wien - Bundesarbeitskammer (AK)
• Bund Europäischer Jugend /Junge Europäische 

Föderalisten (BEJ/JEF)
• Bundesjugendvertretung (BJV)
• BürgerInnen Forum Europa (BFE)
• Die Grünen – Die grüne Alternative (GRÜNE)
• Europäische Föderalistische Bewegung 

Österreich (EFB)
• Europäische Liga für Wirtschaftliche 

Zusammenarbeit (ELEC) Austria
• Gewerkschaft Bau-Holz (GBH)
• Industriellenvereinigung Österreich (IV)
• Landwirtschaftskammer Österreich (LKÖ)
• NEOS – Das neue Österreich (NEOS)
• Österreichische Föderation der Europahäuser 

(ÖFEH)
• Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 

(ÖGfE)
• Österreichischer Gemeindebund
• Österreichischer Gewerkschaftsbund (ÖGB)
• Österreichischer Städtebund
• ÖVP Parlamentsklub (ÖVP)
• SPÖ Parlamentsklub (SPÖ)
• Verein für europapolitische Bildung – AEDE 

Österreich („Europtimus“)
• Wien Holding Media (WHM)
• Wirtschaftskammer Österreich (WKO)
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gerichtlichen Durchsetzung ihrer Rechte im euro-
päischen Ausland und unterstützt sie kostenlos. 
Der Tätigkeitsbereich ist auf Verbrauchergeschäf-
te, also Geschäfte zwischen Konsumenten und 
Unternehmern beschränkt.

Beschwerdemöglichkeit bei der 
Europäischen Kommission

	curia.europa.eu
Jede Person kann bei der Europäischen Kommis-
sion eine Beschwerde über einen Mitgliedstaat 
einreichen, um eine Maßnahme (gesetzliche Rege-
lung, Vorschrift oder Verwaltung) oder eine Praxis, 
die einem Mitgliedstaat anzulasten wäre, anzuzei-
gen, wenn diese Person der Auffassung ist, dass die 
Maßnahme oder Praxis gegen eine Bestimmung 
oder einen Grundsatz des Unionsrechts verstößt.

Einheitlicher Ansprechpartner 
im grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehr - EAP

	www.eap.gv.at
Ein Aspekt der Richtlinie ist, dass Dienstleister und 
Dienstleistungserbringer:innen über sogenannte 
Einheitliche Ansprechpartner (EAP) im Ziel-Mit-
gliedstaat aus der Ferne und auf elektronischem 
Wege sämtliche notwendigen Informationen er-
halten und alle Verfahren und Formalitäten erle-
digen können.

Grenzüberschreitende 
Behördenkommunikation - IMI

	ec.europa.eu/internal_market/imi-net
IMI ist ein IT-gestütztes Informationsnetz, das 
nationale, regionale und lokale Behörden über 
Grenzen hinweg verbindet, damit sie schnell und 
unkompliziert mit ihren Pendants in anderen EU-
Mitgliedstaaten kommunizieren können.

Enterprise Europe Network - EEN
	www.enterpriseeuropenetwork.at

Das Enterprise Europe Network – kofinanziert von 
der Europäischen Kommission - ist das weltweit 
größte Servicenetzwerk für Unternehmen. Die 
Wirtschaftskammer Österreich koordiniert das 
Enterprise Europe Network Austria.

Portal „Ihr Europa“ und „Ihr Europa – 
Beratungsdienst “ 

	www.enterpriseeuropenetwork.at
europa.eu/youreurope
Die Rechte und Möglichkeiten in Europa konzent-
riert auf einem digitalen Portal: Your Europe - Ihr 
Portal zum EU-Binnenmarkt.

SOLVIT-Netzwerk zur Problemlösung
	ec.europa.eu/solvit

SOLVIT ist ein kostenloses System von Beratungs-
stellen, um Probleme so wirksam wie möglich und 
ohne Rückgriff auf Gerichtsverfahren zu lösen. Die-
se Stellen wurden in allen EWR-Ländern eingerich-
tet und sind dort Teil der nationalen Verwaltung.

Europäisches Job-Netzwerk - EURES
	eures.ec.europa.eu

Aufgabe des EURES-Netzes ist es, Informationen, 
Beratung und Vermittlung (Abstimmung von Stel-
lenangeboten und Arbeitssuche) für Arbeitskräfte 
und Arbeitgeber:innen sowie alle Bürger:innen 
anzubieten, die vom Recht auf Freizügigkeit Ge-
brauch machen möchten.

Europäisches Verbraucherzentrum - ECC
	europakonsument.at

Das Europäische Verbraucherzentrum Österreich 
informiert u.a. Verbraucher:innen bei der außer-

Binnenmarkt-Servicestellen  
in Österreich

Bilanz und Reformideen für den EU-Binnenmarkt
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„ On ne tombe pas amoureux 
d‘un marché unique.”

Jacques Delors, 1989




